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NEUER ANLAUF ZU GLOBALEN 
NACHHALTIGKEITSZIELEN
Te x t :  I M M E  S C H O L Z

„WIR STERBEN LEISE“ 
KLIMAWANDEL IM TSCHAD
I n t e r v i e w :  S U S A N N E  G Ö T Z E

Hitzewellen, Starkregen und unregelmäßige Jahreszeiten: Das Wetter in der Sahelzone ist außer Kontrolle geraten, berichtet Hindou Oumarou Ibrahim aus 
dem Tschad. Die Folgen für Mensch und Ökosystem seien verheerend und nur ein Vorgeschmack auf die globalen Klimaveränderungen, meint die 32-jährige 
Nomadin vom Volk der Wodaabe. Bei den UN-Verhandlungen für einen globalen Klimaschutzvertrag warnte sie die Diplomaten: Wenn Klima und Umwelt 
nicht geschützt werden, dann ist auch das Überleben der Menschheit gefährdet.

Im kommenden September soll die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen eine neue „Post-2015-Agenda 
für Entwicklung“ verabschieden. Deren Herzstück sind 
17 universelle Ziele für eine nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals, SDGs). Der erste Ent-
wurf für diese neue Agenda wurde Anfang Juni vorge-
legt, die Verhandlungen dazu sollten Ende Juli abge-

schlossen werden. Diese Post-2015-Agenda wird aus vier Teilen 
bestehen: einer einleitenden Erklärung, den Zielen selbst, einem 
Kapitel zu den Mitteln für die Umsetzung einschließlich der Fi-
nanzierung und schließlich einem Kapitel zu Monitoring, Bericht-
erstattung und Überprüfung. Sie wird einen gemeinsamen Zielho-
rizont bis 2030 haben und für alle Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen gelten.

Bisher bestand die Entwicklungsagenda der Vereinten Natio-
nen aus den Millenniumsentwicklungszielen (Millennium Deve-
lopment Goals, MDGs): sieben Ziele, die sich auf die Verbesserung 
der Situation in Entwicklungsländern richteten, und ein Ziel, mit 
dem die Industrieländer aufgefordert wurden, die armen Länder 
dabei zu unterstützen. Die Ziele eins bis sechs bezogen sich auf die 
Verringerung von Armut und Hunger, mehr Bildung, die Gleich-
berechtigung der Frauen und auf Gesundheit. 

Umwelt- und Ressourcenschutz wurde in Ziel sieben ange-
sprochen. Mit seinen Teilzielen Klima- und Biodiversitäts-
schutz, Wasserversorgung und Lebensbedingungen in Städ-
ten umfasste es in einem Ziel Themen, die auf der neuen 
Zielliste fünf SDGs betreffen. Doch die Berichterstattung 
zur praktischen Umsetzung von „MDG 7“ beschränkte 
sich im Wesentlichen auf den Zugang zu Trinkwasser 
und sanitären Anlagen. Und so sieht die Bilanz nach 
15 Jahren denn auch ziemlich schlecht aus. Die Treibh-
ausgasemissionen sind global gestiegen, statt zu fallen; 
der Verlust an Wäldern und das Artensterben sind nicht 
aufgehalten worden; die Bewirtschaftung der Wasserres-
sourcen hat sich nicht verbessert. 

NEUE UN-ZIELE SIND ERGEBNIS  
DER MACHTVERSCHIEBUNG

An diesen Beispielen wird deutlich, dass es unsinnig sein kann, 
Ziele nur für die Entwicklungsländer festzuschreiben. Auch viele 
Industrieländer haben ihre klimapolitische Verantwortung nicht 
erfüllt, ebenso mangelte es an Fortschritten beim Artenschutz 
oder beim Schutz ihrer Grundwasservorkommen. Die Folgen die-
ser Versäumnisse werden nicht nur für zukünftige Generationen 
in den Industrieländern spürbar werden. 

Die Industrieländer sind aber als Kooperationspartner unver-
zichtbar: Sie verfügen über den Großteil der vorhandenen 
Wissens-, Forschungs- und Innovationskapazitäten, mit denen 
Produktions- und Konsummuster umweltverträglicher gestaltet 
werden können; und Entwicklungsländer sind auf diese Kapazi-
täten angewiesen, wollen sie bei dem Umbau dabei sein. 

Die SDGs wurden im Rahmen von Verhandlungen zwischen 
Regierungen erarbeitet, an denen auch nichtstaatliche Akteure 
beteiligt waren. Die MDGs waren noch von entwicklungspoliti-
schen Experten festgelegt worden; die Entwicklungsländer selbst 
hatten darauf keinen Einfluss. Dieser Unterschied spiegelt die 
ökonomischen und politischen Machtverschiebungen der letzten 
Dekade wieder. 

Seit 2000 hat sich die wirtschaftliche und politische Lage vieler 
Entwicklungsländer geändert. Statt der 60 Niedrigeinkommenslän-
der in den 1990er Jahren zählt die Weltbank heute nur noch deren 
34; die Mehrheit der Entwicklungsländer gehört nun zur Gruppe 

der Länder mit (niedrigem oder hohem) mittlerem Einkommen. 
Die Hälfte des globalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) stammt nach 
Angaben des Internationalen Währungsfonds inzwischen aus 
Entwicklungsländern. 2014 übertraf das BIP von Brasilien, China, 
Indien, Indonesien, Mexiko, Russland und der Türkei zusammen 
das der G7-Staaten (gemessen in Kaufkraftparitäten). Gleichzei-
tig haben die Entwicklungsländer insgesamt nach UN-Angaben bis 
2012 ihren Anteil am Welthandel mit Gütern auf 40 Prozent und 
mit Dienstleistungen auf 30 Prozent steigern können. 

Die alten Industrieländer haben also ihre Machtposition verlo-
ren, die ihnen im Jahr 2000 noch erlaubt hatte, die Entwicklungs-
ziele von ihren Experten definieren zu lassen. Und will man tatsäch-
lich menschlichen Wohlstand in den Grenzen des Erdsystems 
erreichen, so muss dies durch Veränderungen, mehr Kooperation 
und Verhandlungen in allen Ländern dieser Welt erreicht werden.

ZIELE FÜR DIE MENSCHEN, ZIELE FÜR DEN PLANETEN

Die vorliegenden 17 Ziele und 169 Unterziele spiegeln den politi-
schen Kompromiss wieder, der nun zwischen Staaten mit sehr un-
terschiedlichen sozio-ökonomischen Gegebenheiten, politischen 
Verhältnissen und Konzepten von wirtschaftlicher und menschli-
cher Entwicklung möglich gewesen ist. Bei den Zielen lassen sich 
drei Gruppen unterscheiden. 

Die Ziele 1 bis 5 (Armut, Hunger; Gesundheit, Bildung, 
Gender) sowie 7 bis 10 (Energie, Wachstum und Beschäftigung, 
Infrastruktur, Industrialisierung, Innovation, Ungleichheit) 
können der Kategorie people zugeordnet werden: Menschliche 
Bedürfnisse stehen bei diesen neun Zielen aus der ersten Gruppe 
im Vordergrund. 

Vier Ziele sind dagegen der Kategorie planet gewidmet: Ziel 
12 (Konsum- und Produktionsmuster), 13 (Klimawandel), 14 
(Schutz der Ozeane) und 15 (Schutz der Landökosysteme und 
der Biodiversität). 

Hinzu kommen vier Ziele, die eine Kombination von people 
und planet abdecken, nämlich die Ziele 6 (Wasser), 11 (Städte), 
16 (friedliche und inklusive Gesellschaften) und 17 (globale Part-
nerschaft); auch Ziel 2 macht Aussagen zur ökologischen Dimen-
sion und Krisenfestigkeit der Agrarwirtschaft und könnte daher 
ebenfalls zu dieser Gruppe gezählt werden. 

Entscheidend wird sein, ob es bei der Umsetzung gelingt, die 
Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Ziel- und Hand-
lungsfeldern zu beachten und Zielkonflikte zwischen Wirtschafts-
wachstum, Armutsverringerung und Umweltschutz zu bearbeiten. 

DEKARBONISIERUNG IST KEIN THEMA 

Die 17 SDGs werden die Matrix der Themen umreißen, um die 
sich die Vereinten Nationen in den kommenden Jahren kümmern 
müssen. Es ist gut, dass darin people, planet, peace und partner-
ship gleichberechtigt vorkommen, auch wenn diese Unterteilung 
die Gefahr nicht integrierten Handelns beinhaltet. Umso wichtiger 
ist es zu benennen, was in den Zielen und im Entwurfstext noch 
fehlt, nämlich zwei zentrale Begriffe: die „Dekarbonisierung“ von 
Produktion und Konsum sowie die „planetaren Grenzen“. 

Ebenso fehlt häufig die Benennung und Bearbeitung von 
Ursachen hinter den aufgeführten Problemen. Das wird beson-

ders deutlich bei Ziel 15 „Terrestrische Ökosysteme“, das die 
treibenden Faktoren hinter den Wald- und Biodiversitäts-
verlusten verschweigt und auch vernachlässigt, dass die 
Bereitstellung von mehr Mitteln für den Biodiversitäts-
schutz allein keinen Erfolg garantiert. 

Benannt wird hingegen in Ziel 17 wie in Ziel 9, dass 
die Kooperation im Bereich von Forschung, Technolo-
gieentwicklung und -bereitstellung dringend verstärkt 
werden muss. Eine „Große Transformation“, wie sie die 
Regierungsberater vom WBGU fordern, setzt voraus, dass 
allen Ländern der Anschluss an die „Wissensgesellschaft“ 
ermöglicht wird, um das Ziel von mehr Wohlstand für alle 

innerhalb der Grenzen des Erdsystems zu erreichen. 
Die Post-2015-Agenda soll durch die Nationalstaaten 

umgesetzt werden – Veränderungen sollen das Ergebnis trans-
formativen nationalen Handelns sein. In Deutschland soll die 

nationale Nachhaltigkeitsstrategie den Rahmen für die Umset-
zung der Agenda bilden; am 29. Oktober beginnt der öffentli-
che Konsultationsprozess dazu mit einer Konferenz in Berlin. 
Das bedeutet, dass Ziele erarbeitet werden müssen, die nicht nur 
Nachhaltigkeit in Deutschland gewährleisten, sondern auch die 
negativen ökologischen und sozialen Folgen von Produktion und 
Konsum in Deutschland für Drittländer verringern. 

Ebenso wichtig ist es, Perspektiven für die Umsetzung mit den 
Ländern und Kommunen zu benennen und Akteure aus Zivilge-
sellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft dazu anzuregen, sich an 
der Post-2015-Agenda zu beteiligen. Das sollte auch schon bei 
der Erarbeitung des nationalen Umsetzungsplans geschehen. Auch 
die Bundesländer, die eigene Nachhaltigkeitsstrategien entwickeln 
oder überarbeiten, haben diese Möglichkeit. Öffentliche Konsulta-
tionen können die Diskussion über zukünftige Ziele und Maßnah-
men breiter verankern und die verschiedenen Akteure dazu ermu-
tigen, eigene Initiativen für eine transformative soziale Praxis zu 
entwickeln.

Frau Ibrahim, was tun Sie auf einer Klimakonferenz in 
Deutschland?
Hindou Ibrahim: Ich bin hier, um an den internationalen Klima-
verhandlungen teilzunehmen. Denn diese diplomatischen Debat-
ten sind weit weg von der sozialen und ökologischen Realität, 
wie ich sie jeden Tag in meinem Land erlebe. Hier geht es die 
ganze Zeit nur um Begriffe und Formulierungen, aber nicht um 
die wirklichen Probleme. Die Politiker der Industrieländer haben 
bei jeder Entscheidung Angst, ihrer Wirtschaft zu schaden und 
Wähler zu verlieren, aber sie denken überhaupt nicht an das Leben 
des Einzelnen. Wir im Tschad sind bereits heute von den Folgen 
des Klimawandels betroffen. Wir wissen, worum es hier geht. Und 
wir können nur warnen: Der Klimawandel kennt keine Grenzen. 

Wie kommt Ihr Volk mit den veränderten klimatischen Bedin-
gungen zurecht? 
Der Klimawandel trifft vor allem die Menschen im Tschad, die auf 
dem Land leben und in der Landwirtschaft arbeiten, also Fischer, 
Jäger und Bauern. Als Nomaden züchten wir Rinder. Wir haben 
besonders mit Wassermangel zu kämpfen. Die Seen trocknen 
jetzt sehr schnell aus und die Jahreszeiten kommen nicht mehr 
regelmäßig, so wie es früher war. Daran kann man sehen: 
Es geht nicht mehr „nur“ um die Rettung der Umwelt, 
sondern um Menschenleben und letztendlich auch um 
das Überleben der Menschheit als Ganzes – uns trifft 
es nur zuerst. 

Was hat sich klimatisch verändert?
Normalerweise haben wir drei Jahreszeiten: Die 
Regenzeit, die zwischen drei und sechs Mona-
ten dauert, die sechsmonatige Trockenzeit und 
die kalte Jahreszeit, die etwa zwei bis vier 
Monate dauert. Seit 2013 haben wir nur noch 
zwei Jahreszeiten: die trockene, die sehr viel 
länger dauert, und die Regenzeit – in der es 
aber nicht mehr durchgehend regnet. In eini-
gen Wochen gibt es überhaupt keinen Regen 
und dann kommt der Niederschlag auf einmal 
sehr heftig. Wir haben dann starke Überschwem-
mungen, die oft die Felder der Bauern zerstören. 
Die kalte Jahreszeit haben wir oft überhaupt 
nicht mehr, auch dieses Jahr nicht. Normalerweise 
kommt mit dieser Jahreszeit der Nebel. Dann wissen 
wir, dass wir eine gute Regenzeit bekommen. Damit ist 
es nun vorbei. Das ist einer der Gründe, warum wir in der 
Sahelzone die weltweit meisten degradierten, also unfrucht-
bar gewordenen Böden haben. 

Wie wirkt sich das auf das tägliche Leben aus?
Es ist ein Kampf um Ressourcen. Bauern, Rinderzüchter und 
Fischer streiten sich um Wasser und Nahrungsmittel – es gibt 
Konflikte zwischen den Gemeinden und Stämmen. Das geht 
auch so weit, dass Menschen umgebracht werden. Hinzu kommen 
grenzüberschreitende Konflikte. Viele versuchen dorthin zu 
gehen, wo es noch Wasser, Weideland und Nahrungsmittel gibt. 
Manche von unseren Leuten sind bis in den Kongo gelaufen, wo 
es große Wälder gibt. Da gibt es dann natürlich Konflikte mit den 
Einheimischen.

Wie ist das Wetter diesen Sommer im Tschad?
Wir leiden in der jetzigen Trockenzeit unter einer unglaublichen 
Hitze bis zu 50 Grad. In der Wüste sind es bis zu 52 Grad. Wenn 
die Europäer sagen: „Es ist schön heute“, dann meinen sie, dass 

die Sonne scheint, ziehen sich ein kurzes Hemd an und holen die 
Sonnenbrille raus. Wir fragen uns, wo wir frisches Wasser finden 
werden und ob wir dafür weit gehen müssen, und wir haben Angst 
um unsere Angehörigen. 

Die Sommer sind also ungewöhnlich heiß?
Normalerweise haben wir maximal 45 Grad und das auch nicht 
die ganze Zeit. Mittlerweile gibt es immer mehr Hitzetote in der 
Trockenzeit. Diese Toten werden aber nicht gezählt. Sie sterben 
im Stillen. Ein Freund von mir weinte um seinen Vater, der in der 
Hitze gestorben war. Da sagte der Friedhofswärter zu ihm: Warum 
weinst du? Heute sind schon fünfzig Leute beerdigt worden. Jedes 
Mal, wenn es so heiß werden soll, haben wir große Angst, dass 
jemand krank wird, an einem Herzstillstand oder an Kreislauf-
versagen stirbt. 

Wird in den Gemeinden über den Klimawandel diskutiert? 
Anfangs sagten viele Menschen im Tschad, dass wir verdammt 
seien, weil der Regen nicht mehr regelmäßig kam. Wir hätten 
gegen Gottes Regeln verstoßen, deshalb würde er uns nun bestra-
fen. Jahrelang wurde gebetet und es wurden Opfergaben verteilt, 
damit es regnet. Sicher ist es wichtig zu beten, aber mittlerweile 
haben sie verstanden, dass es ein größeres Problem ist. Allerdings 
fehlen uns die Lösungen. Wir haben noch nie eines der Anpas-
sungsprojekte gesehen, von denen auf den Klimakonferenzen die 
Rede ist. Die Menschen werden alleingelassen und müssen sich 
auf ihre traditionellen Hilfsmittel verlassen. 

Wie versuchen die Gemeinschaften sich zu schützen?
Es geht vor allem um einen Erfahrungsaustausch, wann welches 
Wetter kommt. Ob es regnet oder nicht, entscheidet darüber, ob 
wir weiterziehen. Anhand einiger Früchte können wir sogar unge-
fähr sehen, wie viel es im nächsten Jahr regnen wird. Wenn sie 
wenig Fruchtsaft enthalten, bereitet sich der Baum auf ein regen-
armes Jahr vor. Für die Tagesvoraussagen schauen wir uns die 
Wolken an, um zu wissen, ob sie schwarz genug sind und Regen 
bringen. Auch der Wind erzählt uns, wann der nächste Regen 
kommt. Wenn die Insekten aus der Erde kommen und ihre weißen 
Eier in Sicherheit zu bringen, packen auch wir Menschen unsere 
Sachen, um uns vor dem Regen zu schützen. 

Welche Rolle spielen die Frauen in dieser schwierigen Zeit?
Die Frauen bleiben immer öfter allein mit der Familie zurück, weil 
ihre Männer in die Städte oder in andere Regionen wandern. Die 
Männer versuchen, dort Arbeit zu finden und das Geld zu ihren 
Familien zu schicken. Die familiäre Last liegt in dieser Zeit auf 
den Schultern der Frauen, die sich um die Alten und die Kinder 

kümmern müssen. Man spricht viel zu wenig über diesen alltäg-
lichen Kampf der Frauen um ihre Familien. Sie opfern ihr 

Leben, um die Familie zu retten. 

Wie sollte denn die internationale Gemeinschaft den 
Frauen und Familien helfen?

Es gibt inzwischen Instrumente wie den Green 
Climate Fund und den Adaptation Fund. Aller-
dings ist der Zugang zu diesen Hilfen sehr 
schwierig. Das meiste Geld aus dem Anpas-
sungsfonds ist nach China gegangen, weil 
man dort die Ressourcen hat, die Gelder 
zu beantragen. Wir befürchten, dass es mit 
dem Green Climate Fund ähnlich wird. Die 
großen Länder werden wieder einen Großteil 
der Gelder einstreichen und die ärmsten und 
kleinsten Länder werden es nicht schaffen, 
Strukturen der Geldverwaltung aufzubauen. 

Außerdem reichen die Hilfen keineswegs aus. 
Auf den UN-Verhandlungen geht es immer um 

Hilfen ab 2020 – aber bis dahin sind es noch fünf 
Jahre! 

Was wollen Sie den Klimadiplomaten mit auf den 
Weg geben?

Ich will ihnen sagen, dass der Mensch im Zentrum der 
Verhandlungen stehen muss. Denn es ist der Mensch, der 

den Klimawandel verursacht hat. Der Mensch muss dieses 
Problem also auch lösen. Wenn wir uns immer neue Mechanis-
men ausdenken, wie der Markt das Klimaproblem lösen soll, wird 
es nie funktionieren. 
Vielleicht muss es erst eine große Katastrophe in einem Indus-
trieland geben, damit die Politiker dort aufwachen. Sie können 
sich einfach nicht vorstellen, was es bedeutet, mit diesem Wetter 
zu leben, das außer Kontrolle geraten ist. Wir im Tschad erleben 
schon die schrecklichen Folgen der Klimaveränderung – aber wir 
haben keine Stimme. 
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Imme Scholz, stellvertretende  
Direktorin des Deutschen Instituts für  
Entwicklungspolitik und Mitglied des  

Rates für nachhaltige Entwicklung. 

Hindou Oumarou Ibrahim, Koordinatorin 
der Association des Femmes Peules Autochto-
nes du Tchad (AFPAT), die sich  für die Stär-

kung indigener Frauen einsetzt.
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GLOBALE 
UMWELTGERECHTIGKEIT
EINE ANTWORT AUF DIE MULTIPLE KRISE  
DES NEOLIBERALISMUS

DREIMAL GERECHTIGKEIT 
ZUKUNFTSRÄTE FÜR  
MEHR-GENERATIONEN-DIALOGE
„Selbst eine ganze Gesellschaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften zusammengenommen, sind nicht Eigentümer der Erde.  
Sie sind nur ihre Besitzer, ihre Nutznießer, und haben sie als boni patres familias den nachfolgenden Generationen verbessert zu hinterlassen.” 
– Karl Marx

Die Frage der Gerechtigkeit muss im Mittel-
punkt stehen, wenn es darum geht, eine für 
alle Menschen attraktive, das heißt lebba-
re Produktions- und Lebensweise zu entwi-
ckeln. Es geht dabei um Formen des globa-
len und solidarischen Zusammenlebens, die 
nicht die natürlichen Lebensgrundlagen und 

damit die Chancen künftiger Generationen gefährden.
Deshalb sollte auch die Umweltbewegung deutlich sagen, dass 

wir eine multiple Krise des neoliberalen Kapitalismus erleben. Die 
Wirtschafts- und Finanzkrise kann nicht von der ökologischen und 
demokratischen Krise sowie von jener der Gerechtigkeit getrennt 
werden. Diese Sichtweise soll niemanden ent-mächtigen („es ist 
alles undurchschaubar und kompliziert“), sondern im Gegenteil 
das Argument stärken, dass für die Bearbeitung der multiplen 
Krise die neoliberale Sparpolitik schädlich ist, aber keynesiani-
sche und rein auf Wachstum setzende Politik auch nicht ausreicht.

GERECHTIGKEIT UND ÖKOLOGIE VERBINDEN

Der Begriff der ökologischen Gerechtigkeit als Kernelement einer 
sozial-ökologischen Transformation kann einer solchen Trennung 
der Krisenelemente entgegenarbeiten. Er wurde erstmals von der 
US-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung in den 1980er Jahren 
verwendet. „Umweltrassismus“ wurden Praktiken genannt, Müll-
deponien in der Nähe oder sogar in Stadtteilen zu unterhalten, in 
denen mehrheitlich Menschen mit dunkler Hautfarbe leben. Deut-
lich wurde, dass die Ursachen und Auswirkungen von Umwelt-
problemen gesellschaftlich nicht neutral sind, sondern ärmere und 
rassifizierte Menschen, tendenziell auch Frauen stärker von Prob-
lemen betroffen sind. Wer wohnt nahe der Industrie- und Gewer-
begebiete oder an lauten Straßen? Wo sind die luftverschmutzen-
den Busbahnhöfe oder Einflugschneisen von Flughäfen? Wer kann 
sich keine guten Lebensmittel leisten?

Ein Blick auf den globalen Süden, wo der Begriff der ökologi-
schen Gerechtigkeit heute in vielen Auseinandersetzungen zentral 
ist, macht das noch deutlicher. Ländliche und vor allem indigene 
Gemeinschaften sind traditionell von Ungerechtigkeit betrof-
fen, weil der Zugang zu Land ungleich verteilt ist. Für „Entwick-
lungsmaßnahmen“ wird ihnen das Wenige mitunter auch noch 
weggenommen. Die Errichtung von Industrieanlagen führt etwa 
zur Verschmutzung von Flüssen und nimmt den KleinbäuerIn-
nen und -fischerInnen ihre Lebensgrundlagen. Frauen sind stärker 
betroffen, weil sie sich besonders um die alltägliche Reproduktion 
kümmern und bei schlechterem Zugang zu Wasser oder anderen 
Lebensmitteln deutlich mehr arbeiten müssen.

Die Auswirkungen von Umweltzerstörungen sind hier viel 
präsenter: in den Armenvierteln, wo das alltägliche Desaster 
herrscht, keinen Zugang zu ökologisch und sozial angemes-
sener Grundversorgung zu haben. Oder in den Bergbau-
regionen, in denen Kohle, Kupfer oder Zink für Indust-
rie und Konsum im globalen Norden gefördert wird.

WAS IST GERECHT?

Was Gerechtigkeit konkret bedeutet, ist histo-
risch durchaus variabel. So haben sich in den 
Gesellschaften des globalen Nordens Vorstel-
lungen durchgesetzt, denen es vor allem um 
innergesellschaftliche Gerechtigkeit geht. Die 
EU könnte in diesen Wochen daran zerschellen, 
dass es kein europäisch ausgebildetes Gerechtig-
keitsbewusstsein gibt.

Zum Zweiten geht es meist um Verteilungsgerechtigkeit. Wie 
aber der „ökonomische Kuchen“ gebacken wird – nämlich enorm 
ressourcen- und emissionsintensiv – wird kaum gefragt.

Anliegen für Umweltgerechtigkeit spielen in Europa bislang 
kaum eine Rolle. Das sollte sich ändern. Denn eine sozial-ökologi-
sche Transformation bedeutet ja, dass Nahrungsmittel, Gebrauchs-
gegenstände oder Wohnraum fair und ökologisch produziert 
werden, dass es gute öffentliche Dienstleistungen und Produkte 
für alle gibt. Es geht darum, dass in der Erwerbs- und Nichter-
werbs-Arbeit, im sonstigen Alltag und in der Freizeit möglichst 
alle Menschen eine hohe Lebensqualität haben – und das sind eben 
nicht nur materielle Güter. 

Negative Umweltauswirkungen wie Lärm und Staub sollten 
gleichverteilt werden. Denn dann würden sie auch gemeinsam 
bewältigt.

Fragen sozialer und ökologischer Gerechtigkeit geraten beson-
ders durch die weiterhin starken Tendenzen der Neoliberalisie-
rung unter Druck. Wenn es „der Markt“ richten soll, dann tut er 
es eben für jene, die das Geld haben, um am Markt zu agieren, 
sich entsprechende Güter und Dienstleistungen für den Lebens-
unterhalt zu kaufen oder zu mieten. 

Auch hier können wir vom globalen Süden lernen. Es gab und 
gibt weiterhin soziale Bewegungen und progressive Verbände 
gegen die immer weitere Inwertsetzung von Natur für den kapi-
talistischen (Welt-)Markt – und damit gegen die Aufrechterhal-
tung und Ausweitung einer „imperialen Lebensweise“, die ganz 
selbstverständlich im Supermarkt in Baltimore oder Berlin, in 
Beijing oder Buenos Aires auf billige Arbeitskraft und über-
nutzte Ressourcen zurückgreift. Es sind Auseinandersetzungen 
um ökologische und soziale Gerechtigkeit entlang der commodity 
frontier, also des Anspruchs von Kapital und Staat, immer mehr 
Natur in Waren zu verwandeln. 

Das bedeutet nicht, per se gegen die Förderung und den Verkauf 
von Ressourcen zu sein. In vielen lateinamerikanischen Ländern 
haben die hohen Preise und die starke Nachfrage auf dem Weltmarkt 
sowie eine gerechtere Verteilungspolitik zu Wohlstandsgewinnen 
bei breiten Bevölkerungsschichten geführt. Umweltgerechtigkeit ist 
aber ein Einsatzpunkt gegen einen zerstörerischen und im Endef-
fekt ungerechten Ressourcen-Extraktivismus um jeden Preis. Und 
für eine andere, eben nachhaltige und solidarische Produktions- und 
Lebensweise (die natürlich auch natürlicher Ressourcen bedarf).

Globale ökologische Gerechtigkeit bedeutet, hier bei uns die 
vorherrschende ressourcenintensive und zerstörerische Produk-
tions- und Lebensweise umzubauen. Das darf nicht zu Lasten 
schwächerer Bevölkerungsgruppen gehen (etwa bei der notwen-
digen Konversion der Automobilindustrie), deshalb werden neben 
sozialen Bewegungen und Umweltverbänden auch die Gewerk-
schaften und die Beschäftigten selbst eine wichtige Rolle spielen.

Globale ökologische Gerechtigkeit schließt ein, dass Industrien 
aus dem globalen Norden nicht aus dem Grund in den Süden verla-
gert werden dürfen, weil dort die Sozial- und Umweltstandards 
niedriger und entsprechend die Profite der Unternehmen höher 
sind. Damit sind wir bei Macht- und Eigentumsfragen, bei der 
Verfügung über die gesellschaftliche Investitionsfunktion und bei 
der Frage, welche Entwicklungslogik jeweils dominiert: eine auf 
kapitalistisch getriebenem Wachstum und Profit basierende oder 
eine, die ein auskömmliches Leben für alle, einen hohen Stellen-
wert von Gemeingütern und öffentlichen Dienstleistungen sowie 
einen ernstzunehmenden Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen ermöglicht.

WIE WEITER IN EUROPA?

Wir erleben im Sommer 2015 einen Angriff auf die Grundfesten 
Europas. Die nicht mehr nur autoritäre und neoliberale, sondern 
nun auch offen neoimperiale Politik der Bundesregierung und 
der EU-Institutionen wird weit über die Euro- und Schuldenkrise 
hinaus Auswirkungen haben. Vorstellungen von Gerechtigkeit 
oder Solidarität, aber auch konstruktiver Streit für eine bessere 
Gesellschaft werden deutlich abgewertet. Sie werden dem Spar-
zwang, einer technokratischen Elite und den Interessen der ökono-
misch Mächtigen untergeordnet. Ein vermeintlicher Sachzwang 
für den Standort, de facto ein Angriff auf soziale Rechte. Die 
meisten Medien machen dieses brutale Spiel mit.

Die aktuelle Konstellation betrifft auch Umweltanliegen. 
Sie werden in einen Korridor „ökologischer Modernisierung“ 
gepfercht, bei dem Umweltpolitik vor allem aus Innovationen 
von Technik und Lebensstilen besteht, dem Standort und mächti-
gen Wirtschaftsakteuren aber nicht schaden darf (siehe die aktu-
elle Auseinandersetzungen um die Kohle). Eine nachhaltige und 
solidarische Produktions- und Lebensweise fällt von der Tages-
ordnung. Doch sie muss genau dorthin! Über vielfältige Ansätze 
und Ausprobieren in unterschiedlichen Bereichen, angefangen von 
Pionieren des Wandels bis zu meist hart erkämpften staatlich abge-
sicherten Umbauprozessen, über Kritik und Konflikte mit mächti-
gen Interessen. Wir sollten an der „Idee der sozialen Emanzipation 
des Menschen“ (Michael Müller) gerade in diesen Jahren auste-

ritätspolitischer Umnachtung festhalten, sie präzisieren, euro-
päisch und global ausformulieren und mit konkreter Hand-

lungsfähigkeit verbinden. 
Die aktuelle Einsicht in diesen Tagen lautet: Progres-

sive Politik ist auf europäischer Ebene auf absehbare 
Zeit kaum möglich. Sie muss wohl anders gedacht 
werden, wofür wir dringend angemessener Diskus-
sionsräume bedürfen. Die Umweltverbände und die 
nicht in den Verbänden organisierte Umweltbewe-
gung spielen hier eine zentrale Rolle.

Gerechtigkeit ist ein dauernder 
Streitfall, an dem Gesellschaf-
ten ihr Selbstverständnis ent-
wickeln und schärfen. Zur 
Konkretisierung des The-
mas „Politische Gerechtig-
keit“ bietet sich ein Beispiel 

an, das die Weltgemeinschaft in den letzten Jahr-
zehnten beschäftigt: Wie können die Lasten der 
Klimawandel-Folgen (und entsprechend des globa-
len Klimaschutzes) gerecht verteilt werden?

Spontan ungerecht finden wir, wenn reiche 
Länder im Norden der Weltgesellschaft als Haupt-
verursacher des Klimawandels (und anderer Bedro-
hungen des Erdsystems) Business as usual machen, 
also ihre Produktions-, Konsum- und Lebensstile 
weiterführen, während der Süden die Folgen des Klima-
wandels durch Dürren, Überschwemmungen und andere 
Extremwetterereignisse hauptsächlich zu verkraften hätte. 
Hier muss ein Nord-Süd- Ausgleich greifen, indem etwa 
Deutschland, das sein CO2-Budget längst verbraucht hat, ander-
orts, wo das noch nicht der Fall ist, Verschmutzungsrechte kauft, 
deren Erträge in erneuerbare Energien investiert werden können. 
Oder wenn reiche Länder Klimaversicherungen für besonders 
betroffenen Regionen abschließen und Anpassungsmaßnahmen 
finanzieren.

DIE DEKARBONISIERUNGSVERLIERER

Eine andere Ungerechtigkeit beschäftigt die Medienberichte: 
Zahlungskräftige Mittelschichten installieren sich subventionier-
te Photovoltaikanlagen auf den Dächern ihrer Eigenheime, wäh-
rend steigende Strompreise weniger zahlungskräftige Schichten 
besonders treffen. Und wenn im Zuge der Energiewende speziel-
le „Dekarbonisierungsverlierer“ entstehen – wie die Unternehmen 
und Beschäftigten der Stromversorgungsunternehmen, die auf den 
Abbau von Braunkohle gesetzt haben und nun emissionsintensive 
Kraftwerke abschalten oder herunterfahren sollen –, dann werden 
Ausnahmen und materielle Kompensationen gefordert.

Als zutiefst unangemessen wird schließlich empfunden, wenn 
„wir“, die heute Lebenden, unseren Nachkommen eine Welt 
hinterlassen, in denen sie die Folgen des gefährlichen Klima-
wandels in Form kostspieliger Katastrophen und Zwangsmobili-
tät massiv zu spüren bekommen. Wenn die Heutigen es den Künf-
tigen überlassen, den Karren aus dem Dreck zu ziehen und mit 
den Folgen gestrigen und heutigen Tuns klarzukommen. Wenn es 
ihnen nicht besser gehen wird, sondern eventuell viel schlechter.

Drei Verteilungskonflikte überlagern sich hier: Erstens dürfen 
Hochemissionsländer weniger entwickelten Gesellschaften nicht 
verordnen, kein CO2 mehr zu verbrauchen, nachdem sie über Jahr-
zehnte die Atmosphäre belastet haben, speziell seit den 1880er 
Jahren mit dem Durchbruch einer von fossilen Energiequellen 
getragenen Industrialisierung. Hier haben die reichen Länder 
eine historische Verantwortung, die einen Großteil der Lasten 
des Klimaschutzes auf ihre Schultern legen muss. 

Doch zweitens dürfen auch Entwicklungs- und Schwellenlän-
der ihre eigene Zukunftsverantwortung nicht von sich weisen. Hier 
kommt der Gleichheitsgrundsatz zum Tragen – jede Erdenbewoh-
nerin und jeder Erdenbewohner ist für das Schicksal des Blauen 
Planeten gleichermaßen (und nach den jeweiligen Möglichkeiten) 
verantwortlich. Wir haben, heißt deshalb die Formel der Klima-
verhandler, eine gemeinsame, aber differenzierte Verantwortung. 

Drittens schließlich dürfen die Lasten der Dekarbonisierung 

(zum Beispiel der Energiewende) nicht überproportional einkom-
mensschwächere Schichten in den reichen Gesellschaften des 
Nordens oder den globalen Süden treffen. 

Dieser dritte Punkt erscheint als intragenerationelles Problem 
innerhalb von (reichen wie armen) Gesellschaften lösbar, Punkt 
eins ist ein intragenerationelles Nord-Süd-Problem, das durch 
globale Kooperation gelöst werden muss. Bisher kaum betrach-
tet wurde der zweite Punkt: die intergenerationelle Notwendig-
keit, einen gefährlichen Klimawandel zu verhindern, weil er die 
Lebensbedingungen künftiger Generationen rund um den Erdball 
radikal verschlechtern würde. Diese Herausforderung ist beson-
ders schwer in praktische Politik zu fassen.

INTERTEMPORALE GENERATIONENGERECHTIGKEIT

Meist wird nur die temporale Generationengerechtigkeit disku-
tiert, also das Streben nach Gerechtigkeit zwischen jungen, mittel-
alten und älteren Menschen, die heute miteinander leben. Inter-
temporale Generationengerechtigkeit ist hingegen zu verstehen als 
die Gerechtigkeit zwischen Menschen, die früher lebten, die heute 
leben und die zukünftig leben werden, ohne in einem ausdrückli-
chen Verwandtschaftsbezug zu stehen: „Generationengerechtig-
keit bedeutet konkret, dass die heute Jungen und nachfolgende 
Generationen gleichwertige Lebensgestaltungschancen besitzen 
sollen, wie die gegenwärtig gesellschaftlich und politisch verant-
wortliche Generation.“ (Andreas Scherbel, 2003) 

Ex negativo formuliert: „Generationengerechtigkeit ist erreicht, 
wenn niemand aufgrund seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Generation benachteiligt wird” (Andrea Heubach, 2008). Manchen 
erscheint diese Ausrichtung auf die Rechte künftiger Generatio-
nen als unangemessene Freiheitsbeschränkung der Heutigen wie 
der Künftigen: Heutige sollen Verzicht leisten, ohne sicher zu 
sein, dass dies den Künftigen zugutekommt – Künftigen werden 
Produktions-, Konsum- und Lebensstile verordnet, zu denen sie 
sich nicht aus freien Stücken entscheiden konnten.

Der Verzicht auf aktuellen Konsum geschieht jedoch regel-
mäßig in der Vererbung materieller Güter. Auch durch die ideelle 
und normative Ausstattung von Kindern in einem Bildungs- und 

Erziehungsprozess greifen Eltern erheblich in die Frei-
heiten ihrer Kinder ein – um diese normalerweise zu 
fördern.

Die meisten Konflikte des 21. Jahrhunderts, 
bemerkte 2014 der frühere Bundespräsident Horst 
Köhler, bestünden nicht zwischen „uns“ und 
„denen“ in der heutigen Weltgesellschaft, also 
zwischen der „armen Welt“ und den „entwickel-
ten Staaten“, sondern zwischen uns und unseren 
Enkeln, also zwischen kurz- und langfristigen 
Interessen. Die Umsetzung dieses Perspektiven-
wandels fällt nicht leicht. Wie kann man „Inter-
essen“ oder „Ansprüche“ oder „Wünsche“ von 

Menschen erfassen, die noch sehr jung oder noch 
gar nicht geboren sind? Vor allem aber: Wie kann man 

dieses ungefähre Wissen in demokratische Verfahren 
einbringen, also vermutlichen Ansprüchen eine Stimme 

geben, die nicht nur metaphorisch oder moralisch-appella-
tiv anklingt, sondern Gewicht hat im Prozess von Meinungs-

bildung und Entscheidungsfindung? 

VON DER INKLUSION UNGEBORENER

Wenn Familienministerin Manuela Schwesig Eltern eine zusätz-
liche Stimme als Treuhänder ihrer noch nicht wahlberechtigten 
Kinder gewähren will, wirft das erhebliche verfassungsmäßige 
Probleme auf. Ein anderer Versuch der Inklusion ungeborener 
beziehungsweise noch nicht stimmberechtigter Altersgruppen, 
das Generationengerechtigkeitsgesetz, das über 100 junge Abge-
ordnete aus fast allen Parteien eingebracht haben, ist im Sande 
verlaufen. Doch wenn demokratische Politik über den National-
staat wie über die Jetztzeit hinausreicht, ist institutionelle Fanta-
sie geboten.

Patrizia Nanz und ich schlagen deshalb einen institutionali-
sierten Mehr-Generationen-Dialog vor, der sich auf lebenswelt-
liche Verbindungen zwischen älteren, mittelalten und jüngeren 
Menschen stützt: 

Eltern geben ihren Kindern Erziehungsgrundsätze, Alltags- 
und Kulturtechniken und moralische Ordnungen mit, sie investie-
ren in deren Ausbildung, oft auch in die Familiengründungen ihrer 
Kinder („Aussteuer“). Jüngere unterstützen Ältere durch Einzah-
lungen in Renten- und Pensionskassen sowie durch Fürsorge- und 
Pflegeleistungen. Solche Interaktionen kann man auf die inter-
temporale Verständigung zwischen heute und künftig Lebenden 
erweitern. Ansprüche künftiger Generationen werden anhand der 
möglichen Lebenssituation heute 15- oder 30-jähriger Personen 
im Jahr 2070 konkret. Wenn bis zu diesem Datum die vollständige 
Dekarbonisierung, also das Ende aller Emissionen von Treibhaus-
gasen, erreicht werden soll, lässt sich dieses abstrakt wirkende 
Ziel am Lebenslauf konkreter Personen verlebendigen; Postulate 
eines veränderten Lebensstils werden in lebensweltlich relevante 
Szenarien und Narrative überführt. 

Wir nennen das „Konsultative“, ein Geflecht dezentraler 
Zukunftsräte in der ganzen Republik, die als institutionalisierte 
Mehr-Generationen-Dialoge und eine Art „vierte Gewalt“ Legisla-
tive, Exekutive und Judikative beratend zur Seite stehen. So kann 
Generationengerechtigkeit praktisch werden.
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(Quelle: Global Footprint Network 2011)

Foto: ArmyAmber | Pixabay • Design: Adrien Tasic

Der Ökologische Fußabdruck misst die Fläche, die ein Land für die Bereit-
stellung von Ernährung, Konsum, Mobilität, Energiebedarf etc. verbraucht. 
Die Biokapazität stellt dar, wie viel Fläche ein Land zur Produktion dieser 
Güter zur Verfügung hat. Ist der Fußabdruck größer als die Biokapazität, 

also die Summe negativ, macht ein Land ökologische Schulden.

Die vollständige Graf ik f inden Sie auf Seite 9/10 in diesem Heft.
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Die Säuglingssterblichkeit  
spiegelt die wirtschaftlichen und 

sozialen Bedingungen von  
Müttern und Neugeborenen, das 

soziale Umfeld, den Lebensstil 
sowie die Qualität der Gesund-

heitssysteme wider.
Derzeit ist z.B. in Griechenland 

zu beobachten, wie sehr  
funktionierende Gesundheits-

systeme und Säuglingssterblich-
keit korrelieren: Seit Beginn der 

Wirtschaftskrise ist die Säug-
lingssterblichkeit entgegen  

dem internationalen Trend dort  
um 40 % gestiegen.

TEENAGER-SCHWANGERSCHAFTEN
Mütter im Alter von 15-19 Jahren pro 1000 Geburten

(Quelle: Weltbank)

Teenagerschwangerschaften gelten in vielen entwickelten Ländern als  
soziales Problem, denn zwischen Armut und Minderjährigen-Mutterschaft  
besteht ein ausgeprägter Zusammenhang. Schlecht gebildete Frauen sind 

stärker gefährdet, minderjährig Mutter zu werden. 

ÜBERGEWICHT DER BEVÖLKERUNG
in % bei über 15-jährigen Frauen

(Quelle: OECD World Factbook 2014)

Fettleibigkeit hat in den vergangenen zehn Jahren in allen OECD-Ländern 
zugenommen. Dabei zeigt sich in vielen Ländern, dass Fettleibigkeit unter 

benachteiligten sozioökonomischen Gruppen, besonders bei Frauen, stärker 
verbreitet ist. Ferner besteht ein Zusammenhang zwischen dem Bildungs-
grad und der Fettleibigkeit, wobei gebildetere Personen niedrigere Raten 

aufweisen. 

VERKEHRSTOTE
pro 1.000.0000 Menschen

(Quelle: OECD 2013)

Besonders in Gesellschaf-
ten mit hohem Konkur-
renzdruck hat die Zahl  

der SUVs stark zugenom-
men. Deren Halter fahren 

deutlich riskanter und  
verursachen schwerere 

Verletzungen.

GEFÄNGNISINSASSEN
pro 100.000 Menschen

(Quelle: ICPS 2015)

Die meisten Gefangenen 
weltweit leben in US-Ge-
fängnissen – und zwar in 

absoluten wie in relativen 
Zahlen. Dabei ist die Haft 
nicht nur teuer, sondern 

auch ineffektiv für die  
meisten Häftlinge. 

WAHLBETEILIGUNG
in Prozent
(Quelle: OECD 

Society at a glance 2011)

Die Beteiligung an Wahlen 
gilt als ein wichtiger Indika-

tor für das Funktionieren 
von Demokratien. Wahlmü-
digkeit kann dabei verschie-

dene Ursachen haben, ge-
fährdet jedoch die 

Demokratie. 

ARMUTSRATE
Prozent der Bevölkerung,  
mit weniger als 50 % des 
mittleren Einkommens

(Quelle: OECD Society at a glance 2014)

Die Sicherung eines an-
nehmbaren Lebensstan-
dards und Verhinderung 
von Armut ist eines der 

Hauptziele der Sozialpoli-
tik. Trotzdem stiegen zwi-

schen Mitte der 1990er Jah-
re und Ende der 2010er 

Jahre die Armutsquoten in 
17 von 20 OECD-Ländern.

GLOBALER FRIEDENS-INDEX
(Quelle: GPI 2015)

Der Globale Friedensindex ist der Versuch, die Friedfertigkeit von Nationen 
zu vergleichen. Er beinhaltet verschiedene Indikatoren wie interne und ex-

terne Konflikte, verursachte Tote usw. 

ÖKOLOGISCHER FUSSABDRUCK
und Biokapazität in ha

(Quelle: Global Footprint Network 2011)

Der Ökologische Fußabdruck misst die Fläche, die ein Land für die  
Bereitstellung von Ernährung, Konsum, Mobilität, Energiebedarf etc.  

verbraucht. Die Biokapazität stellt dar, wie viel Fläche ein Land zur  
Produktion dieser Güter zur Verfügung hat. Ist der Fußabdruck größer  

als die Biokapazität, also die Summe negativ, macht ein Land  
ökologische Schulden. 

VERTRAUEN IN ANDERE (IN %)
(Quelle: OECD Society at a glance 2011)

Das Vertrauen in die Mitmenschen und in staatliche  
Institutionen sind wichtige Anzeiger für einen gelunge-

nen gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

SICH SICHER FÜHLEN,
wenn man nachts alleine 

unterwegs ist (in %)
(Quelle: OECD Society at a glance 2014)

Sicherheit und Kriminali-
tätsraten sind ein  

wichtiger Indikator dafür, 
wie frei und unbeschwert 

sich Menschen in einer  
Gesellschaft bewegen. Ein 
hohes Sicherheitsgefühl 

fördert Offenheit,  
soziale Kontakte und  

Zusammenhalt. 

GESAMTRANKING
der Länder

Gerechtigkeitsranking der Länder basierend  
auf allen aufgeführten Daten zur Umwelt- und 

Lebensqualität.

ARBEITSSTUNDEN
(Quelle: OECD World Factbook 2014)

Volkswirtschaftlich betrachtet 
steigt mit der Arbeitszeit das 

Bruttosozialprodukt. Auf indi-
vidueller Ebene ist die Motiva-

tion anders: Je ungerechter 
Einkommen verteilt sind, desto 

mehr arbeiten die Menschen, 
um sich einen höheren Sozial-

status erkaufen zu können.

ANGST, NICHT AUSREICHEND LEBENSMITEL 
KAUFEN ZU KÖNNEN (%)

(Quelle: OECD Society at a glance 2014)

Die Zahl der Menschen, die auch in reichen Ländern Angst haben, nicht 
ausreichend Lebensmittel kaufen zu können, nimmt zu. – Gleichzeitig 

steigt die Zahl der Milliardäre. 

Reichtum von Milliardären 
in Mrd. Dollar

Zahl der Milliardäre 
in der Welt
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MORDRATE
Morde pro 100.000 Menschen

(Quelle: OECD 2015)

Den Vereinten Nationen zufolge  
verlieren auf der Welt jährlich fast  

eine halbe Million Menschen durch  
vorsätzliche Tötung ihr Leben, Kriege 

nicht mitgerechnet.

LEBENSERWARTUNG in Jahren
(Quelle: Weltbank)

Die Lebenserwartung stieg in den OECD-Ländern in den letzten Jahren weiter an. Doch auch in Deutschland 
gilt: Je schlechter das Einkommen, desto stärker die Belastung mit Umweltgiften – und desto geringer die  

Lebenserwartung.

Menschen mit geringem 
Einkommen leben häufig in 
Wohnbezirken, die wenige 

Grünflächen aufweisen.
Destatis 1998

Kinder von Eltern mit  
geringem Einkommen haben  
die  vergleichsweise höchsten  

Bleigehalte im Blut.
Becker et al. 2007

Kinder von  
Eltern mit  
geringem  

Einkommen sind 
den vergleichsweise  

höchsten Nikotin-
belastungen 
ausgesetzt.

Schulz et al. 2007

Je niedriger der  
Bildungsgrad, desto  

dichter liegt der  
Wohnort an  

verkehrsintensiven  
Straßen.

Swart/Hoffmann 2004

Kinder in  
naturfernen Wohnge-

bieten sehen mehr fern,  
spielen mehr Computer 
und sind weniger aktiv.

Heyn et al. 2010

Kinder, die nur einge-
schränkt Zugang zu einer natur-

nahen Umgebung haben, sind 
deutlich unaufmerksamer.

Velarde et al. 2007

WELTBANK-UNGLEICHHEITSRANKING
Gini-Index

(Quelle: Weltbank)

Hohe Einkommensungleichheiten zeigen eine Vergeudung menschlicher 
Ressourcen durch Erwerbslosigkeit und Niedriglohnjobs. Betrachtet man  
zudem das Verhältnis zwischen Nationaleinkommen und privatem Ver-

mögen, erleben wir derzeit einen Rückfall in feudalistische Verhältnisse: 
Die Oberklasse lebt von ihrem Vermögen, während der Rest arbeitet.
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GERECHTIGKEIT IST BESSER  
FÜR ALLE          M O V U M  AU S G A B E  7  " G E R E C H T I G K E I T " ,  W W W. M O V U M . I N F O

K o n z e p t i o n :  K A I  N I E B E R T 
U m s e t z u n g :  K A L I S C H D E S I G N . D E

2009 schrieben die Sozialmediziner Richard Wilkinson 
und Kate Pickett mit ihrer Studie "Gleichheit ist Glück" 
Schlagzeilen. Sie zeigten, dass Ungerechtigkeit und Un-
gleichheit direkt zu ungesünderen und unsozialeren 
Gesellschaften führen. Sechs Jahre später haben wir 
die Daten aktualisiert, ergänzt und auf OECD-Staaten 
zugeschnitten. Das Ergebnis: Je ungerechter die Ein-
kommen verteilt sind, desto schlechter die Lebens- und 
Umweltqualität. Kurz: Gerechtigkeit ist besser für alle. 
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T
icketkauf? Unnötig. Fahrkartenautomat? Gibt‘s 
nicht mehr. Kontrolleure? Werden zu Service-
kräften umgeschult. Einfach einsteigen in Bus 
oder Bahn – und losfahren. Egal wohin. Mit der 
Trambahn in die City, mit dem Regionalzug in die 
nächste Kreisstadt, mit dem ICE quer durch die 
Republik. Das „Bürgerticket“ soll es möglich ma-

chen und damit einen Quantensprung in der Nutzung des öffentli-
chen Nahverkehrs auslösen. So versprechen es zumindest die Be-
fürworter dieses neuen Mobilitätsmodells. Ihr Ziel: ein Push für 
die „Verkehrswende“, der Aufbau einer echten Alternative zum 
autozentrierten Verkehrssystem. 

Ein „Bürgerticket“ würde allen Bürgern den unbegrenzten 
Zugang zu sämtlichen öffentlichen Verkehrssystemen öffnen und 
überall im Land gelten, vom Stadtbus an der Haltestelle vorm Haus 
bis zum Schnellzug der Deutschen Bahn. Das bisherige Modell, 
bei dem jeder Nutzer ein Ticket für die jeweilige Strecke oder eine 
Zeitkarte lösen muss, würde ersetzt durch einen fahrscheinlosen 
öffentlichen Verkehr – finanziert durch Beiträge aller Bürger und 
der Unternehmen sowie aus der Grundsteuer. 

Nach Schätzungen des Trierer Verkehrsforschers Professor 
Heiner Monheim würden für einen gegenüber dem heutigen Stand 
deutlich ausgebauten öffentlichen Verkehr rund 100 Milliarden 
Euro pro Jahr gebraucht. Ein Drittel davon müssten nach seinem 
Modell die Bürger selbst aufbringen. Ihr Beitrag läge bei 400 
Euro pro Kopf und Jahr, also rund 33 Euro pro Monat. Es wäre 
eine Umlage wie bei den Semestertickets für Studenten oder beim 

Rundfunk-Beitrag – jeder müsste zahlen, auch wenn er Bus und 
Bahn nicht oder nur wenig nutzt. 

Als Finanzquelle für ein weiteres Drittel schlägt der Profes-
sor eine Nahverkehrsabgabe nach französischem Vorbild („Verse-
ment transport“) vor, die von Unternehmen zu zahlen wäre. Die 
Wirtschaft akzeptiere diese Regelung dort, so Monheim, da sie 
zu erheblichen Einsparungen bei den Auto-Infrastrukturkos-
ten, vor allem für den Bau von Mitarbeiterparkplätzen, und zum 
Abbau von Staus geführt habe. Das letzte Drittel würde nach dem 
Konzept über einen Aufschlag auf die Grundsteuer erbracht – nach 
dem Muster der schon bisher für Neubauten kassierten Erschlie-
ßungsbeiträge. Begründung: „Eine gute Erreichbarkeit im öffentli-
chen Verkehr führt regelmäßig zu deutlich höheren Grundstücks-
werten, ohne dass bisher die Grundeigentümer als Nutznießer 
dafür zahlen.“

Bürgerticket-Verfechter Monheim fordert die Verkehrsmi-
nisterien von Bund und Ländern und die Verkehrsverbünde auf, 
Modellrechnungen für ein solches Modell anzustellen. Einsparun-
gen seien gegenzurechnen. Tatsächlich brächte das Bürgerticket 
nicht unerhebliche Kostensenkungen – man braucht keine Fahrkar-
ten-Automaten und Schwarzfahrer-Kontrolleure mehr. Auch der 
Bau von Straßen und Parkraum könnte zurückgefahren werden, 
wenn viele Autofahrer auf Bus und Bahnen umsteigen. Das Deut-
sche Institut für Urbanistik (Difu) des Deutschen Städtetages hat 
das Bürgerticket-Konzept 2014 genauer untersucht. Ergebnis: Es 
sei grundsätzlich machbar und könne den ÖPNV voranbringen. 

Monheim räumt ein, dass das Bürgerticket nur stufenweise 

eingeführt werden könnte. „Die Bahn, Verkehrsverbünde und 
Stadtwerke bräuchten ja deutlich mehr Busse und Züge, um die 
Kapazitäten zu erweitern und die erwartbare Steigerung der Nach-
frage zu bewältigen.“ Für denkbar hält es der Experte, die „Bahn-
card 100“ der Deutschen Bahn – eine Netzkarte, die auch in vielen 
Verkehrsverbünden gilt – zum Bürgerticket weiterzuentwickeln. 
Diese Mobilitätskarte könnte dann durch das Umlage-Finanzie-
rungsmodell und den gesteigerten Absatz deutlich billiger werden. 
Derzeit kostet die Bahncard 100 in der 2. Klasse 4.090 Euro, also 
rund zehnmal so viel wie nach den Schätzungen das vorgeschla-
gene Bürgerticket. 

Hinter der Forderung nach einem Bürgerticket stehen Fahr-
gastverbände, kirchliche Gruppen und die Verkehrs-Bürgeriniti-
ativen. Unlängst hat sich der bundesweite Kongress der Umwelt- 
und Verkehrs-Bürgerinitiativen in Erfurt dafür ausgesprochen. 
Widerstände sind allerdings programmiert. Monheim ist klar: 
„Die Wirtschaft und die Immobilienbesitzer werden sich zunächst 
gegen zusätzliche Belastungen zur Mobilitätsfinanzierung sper-
ren.“ Sie könnten aber Mittel vom Auto- zum öffentlichen Verkehr 
umschichten – etwa durch weniger Parkraum-Bau und Kürzungen 
bei den Ausgaben für Dienstwagen. 

Aber es gibt noch weiteren Diskussionsbedarf. So fordert 
der Kasseler Verkehrsprofessor Helmut Holzapfel, es müsse bei 
Einführung des Bürgertickets sichergestellt sein, dass daraus 
kein neuer sozialer Nachteil wird. „Arbeitslose oder Personen 
mit geringem Einkommen sollten nicht denselben Betrag wie ein 
Banker zahlen müssen.“

EINFACH EINSTEIGEN – UND LOS
Mit dem Bürgerticket weg vom autozentrierten Verkehrssystem und hin zu einem Nahverkehr  

für alle – das ist die Hoffnung von Bürgerinitiativen und Verkehrsforschern.
Foto: Ingolf | flickr.com

Foto: Gerard-Nicolas Mannes | flickr.com

Herr Trittin, Anfang 2002 ist die rot-grüne Ökosteuer, vielfach 
geschmäht, in Kraft getreten. Heute haben wir sie immer noch. 
Erfüllt Sie das nicht ein wenig mit Stolz?

Jürgen Trittin: Nein, eher bin ich überrascht. Schließlich haben 
Union und FDP jahrelang gegen die Ökosteuer Wahlkampf 
gemacht. Deren Ziel war ja, durch eine kontinuierliche Verteu-
erung eine Perspektive zu schaffen, um in alternative, ressour-
ceneffizientere Technologien zu investieren. 

Das ist dann durch die Realität komplett ausgehebelt worden. 
Bei den fossilen Energien gab es auf dem Weltmarkt eine Preis-
entwicklung, die erheblich über der Drei-Cent-Erhöhung pro Liter 
Benzin durch die Ökosteuer lag. Insofern war klar, dass angesichts 
der realen Preise steuerliche Komponenten in der zweiten Amts-
zeit von Rot-Grün ab 2002 keine Rolle mehr spielten. 

Viel gravierender finde ich aber: Trotz der zuletzt dramatisch 
gefallenen Ölpreise geht Deutschland heute nicht den Weg vieler 
Staaten Asiens, die ihre Subventionen auf den Verbrauch fossiler 
Rohstoffe herunterfahren. Ökologisch schädliche Subventionen, 
die Verschwendung begünstigen, sind eine größere Baustelle als 
die Ökosteuer.

Umweltverbände argumentieren stets, eine gesunde Umwelt und 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen seien das 
Sozialste überhaupt. Die Menschen aber denken nicht so abstrakt 
und fragen zurück: Was habe ich denn von euren Öko-Konzepten? 

Die Frage ist berechtigt. Wenn man globale Gerechtigkeit will, darf 
der Zugriff auf die Gemeinschaftsgüter nicht so ungleich wie gegen-
wärtig verteilt sein. Globale Gerechtigkeit ist, auch wenn einige 
Grüne das so gern nicht hören, Verteilungsgerechtigkeit. Dazu 
kommt die Frage der Generationengerechtigkeit. Ressourcen und 
globale Gemeinschaftsgüter dürfen nicht so verschwendet werden, 
dass sie künftigen Generationen nicht zur Verfügung stehen. Das 
sind die beiden Kerne des grünen Gerechtigkeitsbegriffs.

All das erübrigt aber nicht die Frage, wie ich mit Gewinnern 
und Verlierern einer solchen Umstrukturierung umgehe. Ich habe 
ein Problem damit, Menschen zu sagen: „Schau mal, wir machen 
eine ordentliche Sanierung deiner Wohnung; das führt dazu, 
dass deine Nebenkosten, deine zweite Miete sinkt, weil aber die 
Investitionen auf die Miete umgelegt werden müssen, steigt deine 
erste Miete.“ Dann fragen diese Menschen zu Recht: „Ist am Ende 

sicher, dass ich nicht mehr bezah len muss?“ Einer der Gründe, 
warum wir als Grüne dafür eingetreten sind, das CO2-Gebäudes-
anierungsprogramm mit Steuersubventionen zu begleiten, war, 
dass die Kosten für die Mieter nicht durch die Decke gehen. Bei 
niedrigen Einkommen haben Sie nicht die Wahl, ob Sie essen oder 
wohnen wollen. Und im letzten Wahlkampf bestand der Kern 
unseres Steuerkonzepts darin, ökologische schädliche Subventi-
onen abzubauen, um unter anderem genau das zu finanzieren: 
Die energetische Gebäudesanierung sollte nicht zu Lasten der 
schwächsten Mieter gehen. 

Darüber ist aber wenig diskutiert worden. Da traute sich 
niemand heran, weil wir zu offensichtlich Recht hatten. Was mich 
aber schon wunderte, war, dass wir dafür von den Umweltver-
bänden so gut wie keine Unterstützung bekamen. Die hatten sich 
schon vor der Wahl mit der Großen Koalition abgefunden.

2008 versuchten die Grünen, mit dem „Ökobonus“ eine soziale 
Komponente in die Ökosteuer zu bringen. Aus zu erhöhenden 
Energiesteuern sollten jährlich 100 Euro an jeden zurückfließen. 
Das hätte die bevorteilt, die energieeffizient leben, also Fahrrad 
und nicht Porsche fahren.

Man muss doch aber darauf achten, dass die Regeln einfach sind. 
Deswegen hab ich nie verstanden, warum viele Grüne und die 
Linke dagegen waren, dass man zum Beispiel Investitionen in 
Gebäudesanierungen von seiner Steuerschuld abziehen kann. 
Das klassische Argument, das würde Besserverdienende begüns-
tigen, ist natürlich absurd. Denn nur Besserverdienende haben 
nun mal das Geld, das zu tun. Deswegen wäre das ein sehr billi-
ges Programm gewesen, um die Klimaschutzziele zu erreichen. 
Jedenfalls billiger als all die komplizierten Ideen, wie auch der 
„Ökobonus“ eine war. 

Ist es ein Problem von Öko- oder CO2-Steuern, dass sie auf indi-
viduelle Lebenslagen treffen und immer ungerecht erscheinen?

Abstrakt gesehen ist da nicht so. Würden alle externalisierten 
Kosten wieder internalisiert, würden wir so etwas wie gerechte 
Preise haben. Weil man das aber praktisch nie ganz umsetzen 
kann, muss man sich Gedanken machen um soziale Ausgleiche. 
Für mich geht hier der Abbau umweltschädlicher Subventionen 
ebenfalls an den Kern der Frage heran. 

Externalisierte Kosten zurückzuführen, hätte einen doppelten 
Effekt: Nicht nur, dass man Geld spart, auch der Anreiz, umwelt-
schädliche Güter zu nutzen, würde geringer. Dann wäre auch der 
Aufwand für einen sozialen Ausgleich nicht so hoch.

Das ist im Vergleich anders, als wenn man umweltschädli-
ches Verhalten bestrafen würde. Da muss ich dann vielfach, weil 
niemand von heute auf morgen auf ein anderes Verhalten umstei-
gen kann, sehr komplizierte Ausgleichs-Modelle einführen. 
Immer muss man sich fragen, welches Instrument zu welchem Ziel 
passt. Um den Massenkonsum zu steuern, würde zum Beispiel ein 
System wie der Emissionshandel einen riesigen bürokratischen 
Aufwand erfordern. 

Der Eindruck ist doch: Noch weniger als vor Jahren werden 
Fragen von Gerechtigkeit, Ökologie und Sozialem zusammen-
gedacht.

Es wird getrennt gesehen, was zusammen gehört. Und das ist 
das große Problem, das wir haben. Wenn wir global nicht anfan-
gen, die Ungleichheit und den Klimawandel zusammenzudenken, 
werden wir weder das eine noch das andere lösen. Diese einfache 
Wahrheit bleibt richtig.

"WENIGER ANREIZE FÜR FOSSILE 
ENERGIEN"

Ex-Umweltminister und Bundestagsabgeordneter Jürgen Trittin über die Ökosteuer, grüne Gerechtigkeit und den Abbau umweltschädlicher Subventionen

I n t e r v i e w :  J Ö R G  S T A U D ET e x t :  J O A C H I M  W I L L E

Foto: Håkan Dahlström | flickr.com Foto: Sergiy Serdyuk | Adobe Stock

Jürgen Trittin war von 1998 bis 2005 Bundesumweltminister unter 
Bundeskanzler Gerhard Schröder und 2005 bis 2009 stellvertretender 

Fraktionsvorsitzender der Grünen. 

Foto: Privat
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W
enn Mohamed Djel-
louli Hausbesuche 
macht, dann nimmt er 
die Wohnung genau 
unter die Lupe. Ge-
meinsam mit seinem 
Kollegen macht er 

sich in Dortmund auf die Suche nach Stromfres-
sern. Sämtliche Lampen, Steckdosen und Haus-
haltsgeräte werden überprüft, ein Messgerät 

entlarvt schnell, was übermäßig Strom zieht: 
Elektrogeräte im Standby-Betrieb oder uralte 
Kühlschränke. Sogar auf herkömmliche Glüh-
birnen stößt der 49-jährige Djellouli noch oft. 
Dabei könnte der Stromverbrauch – und somit 
die Stromrechnung – weitaus niedriger sein. 

Geprüft wird auch der Wasserverbrauch. 
„Nach einer Beratung sparen die Haushalte 
zwischen 200 und 300 Euro pro Jahr“, sagt Djel-
louli, der seit 2009 bei SKM Dortmund, einem 

katholischen Verein für soziale Dienste, arbei-
tet. Für Haushalte mit geringem Einkommen ist 
das viel Geld. 

Seit Jahren wächst in Dortmund die Armut. In 
keiner anderen deutschen Großstadt ist das Armuts-
risiko so hoch wie dort. Das örtliche Jobcenter 
verzeichnet um die 40.000 Bedarfsgemeinschaf-
ten. Diese haben häufig einen höheren Strombe-
darf, weil Menschen mit geringem Einkommen 
tagsüber meist zuhause sind und oft auch dort 
essen. Das wenige Geld geht für den täglichen 
Lebensunterhalt drauf, gespart wird kaum. 

„Einkommensschwache Haushalte sind 
von sich aus nicht in der Lage, stromsparende 
Maßnahmen zu ergreifen, weil sie oft von der 
Hand in den Mund leben“, sagt SKM-Geschäfts-
führer Alwin Buddenkotte. Statt zu Energiespar-
lampen wird dann zu den Glühbirnen gegriffen – 
die verursachen zwar langfristig höhere Kosten, 
sind in der Anschaffung aber meist billiger. 

Genau hier setzt das vom Bundesumwelt-
ministerium geförderte Projekt an. Mittler-
weile bieten 170 Städte und Gemeinden kosten-
lose Stromsparchecks für einkommensschwache 
Haushalte an. Kommt Djellouli ein zweites Mal 
zu Besuch, bringt er energiesparende LED-
Lampen, Kippschalter, Kühlschrankthermometer 
und Wasserstrahlregler mit. Bei Haushalten mit 
uralten Kühlschränken gibt es einen zusätzlichen 
Zuschuss von 150 Euro für ein energieeffizientes 
Modell. Das senkt den Verbrauch von Strom und 
spart auch Treibhausgasemissionen ein. 

„Viele Menschen wissen nicht, wie sie ihre 
Emissionen verringern können“, sagt Buddenkotte. 

„Aber über das Portemonnaie bekommen wir die 
Menschen zum Umweltschutz.“ Mehrere hundert 
Kilogramm CO2 kann ein Haushalt so pro Jahr 
einsparen. Doch die Prüfung des Stromver-
brauchs verändert auch langfristig das Verhalten 
der Menschen. „Die Haushalte setzen sich mit 
Energiefragen auseinander“, berichtet Djellouli. 
Sie beginnen über richtiges Lüften nachzudenken 
und schalten das Licht in Räumen aus, in denen 
sich niemand aufhält. 

„ALLE PROFITIEREN, ES GIBT NUR GEWINNER“

Neben dem Stromsparcheck bietet die gemein-
nützige Beratungsstelle in Dortmund auch eine 
Schuldner- und Budgetberatung an. Doch von 
keinem Projekt ist Buddenkotte so überzeugt wie 
vom Stromsparcheck. „Alle profitieren, es gibt 
nur Gewinner“, sagt der SKM-Chef. Haushalte 
mit geringem Einkommen sparen Geld, ebenso 
die Kommunen, die einen Teil der Sozialausga-
ben tragen. 

In Dortmund haben Djellouli und seine fünf 
Kollegen rund 2.000 Haushalte beraten. Dadurch 
konnten seit Projektbeginn über zwei Millionen 
Euro eingespart werden. Durchgeführt werden 
die Stromsparchecks von Arbeitssuchenden, die 
eine Schulung zum Berater für Energie erhal-
ten und mit sogenannten Arbeitsgelegenheiten 
an den ersten Arbeitsmarkt herangeführt werden 
sollen. Bei Mohamed Djellouli, der in Algerien 
geboren wurde und seit 1987 in Deutschland 
lebt, hat das geklappt. Mittlerweile hat er eine 
Anstellung erhalten.

D
ie Aufregung war groß bei Umweltschüt-
zern und Solarfirmen, als die Bundesregie-
rung das sogenannte Eigenstromprivileg 
abschaffte. Wer sich eine Photovoltaik-An-
lage aufs Dach setzt und den Strom selbst 
benutzt, muss jetzt EEG-Umlage zahlen und 
damit die Energiewende finanzieren – wie 

die fast alle anderen Stromverbraucher auch. Als die Pläne im 
letzten Jahr diskutiert wurden, war von einer „Sonnensteuer“ die 
Rede und die Sache schien vielen Umweltschützern klar: Die Bun-
desregierung will die Solarbranche endgültig in den Ruin treiben, 
weil sich die Anlage auf dem eigenen Dach bald nicht mehr lohnt.

Übersehen wurde dabei häufig, dass hinter dieser Diskussion 
auch ein Gerechtigkeitsproblem steht: Die einen haben ein eigenes 
Haus, können sich eine eigene Solaranlage leisten und profitieren 
vom Eigenstromprivileg. Die anderen wohnen zur Miete, müssen 
den Strom von einem externen Anbieter beziehen und zahlen für 
das Eigenstromprivileg – selbst wenn sie Ökostrom beziehen.

Bei der Energiewende geht es immer wieder um Gerechtigkeit. 
Wer zahlt, wer profitiert, wer kann sich Strom noch leisten? Diese 
Fragen sollten Umweltschützer nicht vernachlässigen, denn letzt-
lich hängt davon die gesellschaftliche Akzeptanz ab und damit 
auch der Erfolg oder das Scheitern der Energiewende. 

Wie der Umbau der Stromversorgung ausgebremst werden 
kann, haben Peter Altmaier (CDU) und Sigmar Gabriel (SPD) 
vorgemacht. Altmaier behauptete als Umweltminister immer 
wieder, die EEG-Umlage sei zu hoch, Strom bald nicht mehr 
bezahlbar. Er prägte den Begriff der „Strompreisbremse“ – nach 
der Wahl setzte Gabriel als Energieminister das Projekt um. Die 
Vergütung für erneuerbare Energien wurde drastisch reduziert, 
der Umbau stark verlangsamt. Alles im Namen der angeblich so 
armen Stromkunden.

In Wirklichkeit ist Elektrizität zu billig, gemessen an den 
realen Kosten. Für die Klimaschäden durch Kohlekraft zahlen die 
Stromkunden ebenso wenig wie für die Langzeitfolgen des strah-
lenden Atommülls. Die externen Kosten werden in der Debatte 
über einen angemessenen Strompreis meist ausgeblendet. Eben-
falls ignoriert wird die Tatsache, dass die Kosten der fossilen 
Rohstoffe seit Jahren steigen. Am Ende bleibt nur eine Erklärung 
übrig: Wenn der Strom teurer wird, müssen die erneuerbaren 

Energien schuld sein! Dabei sinken die Herstellungskosten für 
Strom aus Wind und Sonne kontinuierlich und die Vergütung wird 
regelmäßig angepasst.

ENERGIEWENDE ALS CHANCE –  
AUCH FÜR GERINGVERDIENER

Für Hartz-IV-Empfänger sind steigende Preise durchaus ein Pro-
blem. Die Antwort muss aber darin liegen, ihnen mehr Geld zu 
geben und ihnen beim Stromsparen zu helfen. Häufig haben ge-
rade ärmere Menschen die ältesten Haushaltsgeräte, die beson-
ders viel Energie schlucken. Die Bundesregierung fördert daher 
ein Programm, mit dem Hartz-IV-Haushalte zu Energieeffizienz 
beraten werden. Zudem bezuschusst sie für Empfänger von Ar-
beitslosengeld, Sozialhilfe oder Wohngeld den Kauf eines neuen 
Kühlschranks mit 150 Euro. 

Als sich die Grünen nach vier Monaten über den Stand erkun-
digten, hatten sich jedoch gerade mal 190 Haushalte ein neues 
Gerät gekauft. Zum Vergleich: Innerhalb von zwei Jahren soll 
16.000 Haushalten geholfen werden. Und selbst das ist noch wenig, 
derzeit leben mehr als vier Millionen Menschen von Hartz IV.

Die Energiewende verteuert aber nicht nur kurzfristig den 
Strom, es gibt auch Gewinner. Tausende Bürger profitieren von 

der Einspeisevergütung für die Solaranlage auf dem Dach, andere 
schließen sich in Genossenschaften zusammen und bauen Wind-
räder. Rund 1,5 Millionen Menschen haben nach Angaben des 
„Bündnisses Bürgerenergie“ in umweltfreundliche Energie inves-
tiert. Ungefähr die Hälfte aller Ökostromanlagen in Deutschland 
gehört Privatpersonen und Genossenschaften. Eine Beteiligung 
ist in etwa jeder vierten Genossenschaft bereits mit einem Betrag 
von weniger als 100 Euro möglich.

FRÜHER MACHTE MAN GELD MIT RWE 

Natürlich profitieren vor allem Haus- und Landbesitzer sowie rei-
chere Menschen. Doch wer die Energiewende deshalb als sozi-
al ungerecht kritisiert, macht es sich zu einfach. Schließlich wa-
ren es zuvor die großen Energiekonzerne, die mit dem Strom ihre 
Gewinne machten. Wer Geld hatte, kaufte eben Aktien von Eon, 
RWE oder Vattenfall – und kassierte ebenfalls ab.

Durch die erneuerbaren Energien wird die Stromversorgung 
dezentralisiert, Solaranlagen und Windräder stehen im ganzen 
Land. Das schwächt die großen Konzerne, die früher die einzi-
gen waren, die das Geld hatten, um ein großes Kohlekraftwerk in 
die Landschaft zu setzen. Nun wird die Verfügungsmacht über 
die Anlagen auf viele verschiedene Personen und Unternehmen 
aufgeteilt.

Die großen Konzerne kämpfen um ihre Profite und die Bundes-
regierung hilft ihr dabei. Sie legt Genossenschaften und ande-
ren kleinen Unternehmen Steine in den Weg. Bislang gab es eine 
feste Vergütung für den eingespeisten Ökostrom, nun wird die 
sogenannte Direktvermarktung zum gesetzlichen Normalfall. Das 
heißt, der Strom muss verkauft werden, in der Regel an der Börse, 
danach gibt es einen Zuschuss, je nach Erzeugungsart des Stroms. 
Genossenschaften sind durch den Verkaufszwang häufig auf Ener-
giedienstleister angewiesen, die sich an der Börse auskennen. Das 
kostet. Die großen Konzerne haben bereits das Know-how.

Und die „Sonnensteuer“? Wer Gleichheit herstellen will 
zwischen Selbstverbrauchern und Menschen ohne genügend Geld 
für die eigene Anlage, kann auch über diese Lösung nachdenken: 
Ökostrom-Anlagen zahlen generell keine EEG-Umlage, egal, ob 
es sich um Eigen- oder Fremdverbrauch handelt. Das schont die 
Solarbranche, und die fossile Industrie muss mehr zahlen.

E
s ist das Schreckgespenst der 
Energiewende: Wenn die erneu-
erbaren Energien noch wichti-
ger werden, wenn gar der Koh-
leausstieg kommt, dann – so 
argumentieren Kohleindustrie 
und branchentypische Gewerk-

schaften gern – folgt die Massenarbeitslosigkeit 
in den heutigen Kohleregionen. Aber wenn es um 
die Rettung des Klimas und damit der Welt geht, 
dann ist das kein richtiges Argument, feuern Um-
weltschützer regelmäßig zurück. Und außerdem: 
Das Geschäft mit den erneuerbaren Energien 
schaffe mindestens genauso viele Arbeitsplätze.

Doch die Arbeitsbedingungen in der Bran-
che lassen zu wünschen übrig. Im Durchschnitt 
verdienen die Arbeitskräfte im Vergleich zum 
übrigen produzierenden Gewerbe 900 Euro 
weniger pro Monat, nämlich 2.650 brutto. Das 
hat die Industriegewerkschaft Metall durch 
die Befragung von 4.740 Beschäftigten in den 
Bereichen Forschung und Entwicklung, Büro 
und Verwaltung, Produktion sowie der Anla-
gen-Montage herausgefunden. Frauen verdie-
nen sogar noch weniger. Die Gehaltslücke zu 
den männlichen Kollegen beträgt etwa bei Inge-
nieurinnen der Solarbranche – trotz gleicher 
Qualifikation und Arbeitszeit – fast 20 Prozent. 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld bekommt nur die 
Hälfte der Belegschaft.

Hinzu kommt, dass Überstunden mehr Regel 
als Ausnahme sind. Am stärksten sind die Inge-
nieure der Windbranche davon betroffen – 81 
Prozent der Befragten bleibt dort regelmäßig 

länger und damit im Regelfall über die 40-Stun-
den-Woche hinaus. In den allermeisten Fällen 
wird die Mehrarbeit nicht bezahlt. Unter ande-
rem hat das damit zu tun, dass die gewerkschaft-
liche Organisation in dem Geschäftsfeld noch 
sehr gering ausgeprägt ist.

Das alles führt zu Unzufriedenheit: Die 
Mehrzahl der Befragten empfindet die Bezah-
lung als zu gering. Nicht einmal die Hälfte der 
Beschäftigten kann sich vorstellen, ihre Arbeit 
in der Zukunftsbranche bis ins Rentenalter 
auszuüben.

Die Transformation hin zur erneuerbaren 
Arbeitswelt hakt aber noch an anderer Stelle. 
Nicht alle, die derzeit noch mit Kohle und CO 
arbeiten, sind auch für eine Tätigkeit in der 
Erneuerbaren-Welt qualifiziert. Inwieweit das 
durch Umschulungen oder Weiterbildungen 
ausgeglichen werden kann, ist noch unklar, denn 
dafür fehlen die Konzepte. „So weit sind wir 
überhaupt noch nicht“, sagt Michael Denecke 
von der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie. Allzu groß scheinen dort die Sorgen um 
die Kohle-Arbeitsplätze auch noch nicht zu sein 
– dafür hat die Politik gesorgt.

„Erst mal freuen wir uns über den Energie-
wende-Kompromiss der Bundesregierung“, 
meint Denecke. Die neue Regelung sieht vor, 
dass 2.700 Megawatt an fossiler Kraftwerkska-
pazität in eine sogenannte Kraftwerksreserve 
überführt werden. Sprich: Die Betreiber werden 
dafür bezahlt, alte Kohlekraftwerke für den von 
Energieökonomen als sehr unwahrscheinlich 
erachteten Blackout bereitzuhalten. Trotzdem 

lieber heute als morgen den Wandel einlei-
ten? „Das ist ja auch nicht allein die Aufgabe 
der Energiegewerkschaft“, wehrt Denecke ab. 
„Fragen Sie doch mal die Unternehmen!“

Auch hier ist die Ideenwerkstatt noch nicht 
richtig angelaufen. „In der technischen Wartung 
– im Gegensatz zu Jobs in der Verwaltung 
oder der Energiewirtschaft – sind die Unter-
schiede zwischen den Kraftwerkstypen sehr 
groß“, erklärt Markus Nitschke, Sprecher der 
Erneuerbaren-Sparte des größten deutschen 

Energiekonzerns Eon. Im Falle von Kraftwerks-
stillegungen sei das bisher einzige Konzept der 
Sozialplan. Also Vorruhestand, Übergangsgel-
der, Abfindungen. 

Ab dem kommenden Jahr, meint Nitschke, 
werde zumindest Eon dieses Problem aber gar 
nicht mehr haben. Dann sollen die Aufspaltungs-
pläne des angeschlagenen Konzerns greifen. Das 
fossile und atomare Geschäft wird ausgelagert 
und hat dann offiziell nichts mehr mit Eon zu 
tun. Der schwarze Peter wird weitergereicht.

AUF UMWEGEN ZUM UMWELTSCHUTZ
In Dortmund gibt es besonders viele armutsgefährdete Haushalte. Staatlich geförderte Berater geben seit zwei Jahren praktische Hinweise zum 
Energiesparen – ein Win-win-Projekt mit Langzeitwirkung.

T e x t :  S A N D R A  K I R C H N E R

SCHÖNE NEUE ARBEITSWELT
Die Arbeitsbedingungen in vielen Unternehmen der erneuerbaren Energien bleiben hinter vergleichbaren Branchen zurück. Viele Mitarbeiter wollen 
nicht langfristig bleiben. Für den Übergang in eine erneuerbare Arbeitswelt ist die Branchengewerkschaft erstaunlich konzeptlos. 

T e x t :  S U S A N N E  S C H WA R Z

ENERGIEWENDE:  
WER ZAHLT, WER PROFITIERT?

Der Umbau der Stromversorgung führt auch zu einem Gerechtigkeitsproblem: Während sich Hausbesitzer  
eine Solaranlage auf dem Dach leisten, müssen Hartz-IV-Empfänger mehr zahlen. Oder ist es doch anders?

T e x t :  F E L I X  W E R D E R M A N N

14 15

Glühlampen und Stand-by ade: Mit richtiger Beratung können Haushalte jährlich bis zu 300 Euro sparen.

Auch mit wenig Geld kann man die Energiewende mitgestalten.
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Die Energiewende ist Teil der ökologischen Transformation, aber vergisst dabei, sozial zu sein. 
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W
enn sich in Schwein-
furt bald die Busfahr-
pläne ändern, können 
sich die IG Metall 
und der BUND Na-
turschutz in Bayern 
gegenseitig auf die 

Schulter klopfen. Denn dann werden sie dazu bei-
getragen haben, dass von den 40.000 Pendlern, 
die täglich zumeist mit dem Auto in die Stadt 
fahren, nun ein paar mehr den Bus nehmen. Der 
Grund: Die Buszeiten passen besser zu den Ar-
beitszeiten der Schichtarbeiter in der Industrie-
stadt. Das Auto bleibt öfter stehen. Das verringert 
Abgase, spart Kohlendioxid und macht Schwein-
furt lebenswerter. Ein kleiner, aber wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur sozial-ökologischen 
Transformation einer ganzen Industrieregion.

Genau die versuchen die Gewerkschaft und 
der Umweltverband im Rahmen einer strate-
gischen Partnerschaft gemeinsam ins Rollen 
zu bringen. „Wir sind uns mit der IG Metall 
einig, dass wir vor dem Hintergrund von Peak 
Oil und Klimawandel nicht anders können, als 
die Transformation der Gesellschaft einzulei-
ten“, sagt Richard Mergner vom BUND. „Das 
erfordert aber ein grundsätzliches Umsteuern.“ 
Um herauszufinden, wie das gelingen kann, hat 
sein Verband gemeinsam mit den Metallern im 
vergangenen Jahr in Schweinfurt das Projekt 
„Sozial-ökologische Industriepolitik“ ins Leben 
gerufen. Ziel des „Leuchtturmprojekts“ ist es, 
die Wirtschaft in der Region nachhaltig zu 

gestalten, ohne dass sie an Wettbewerbsfähigkeit 
einbüßt und Menschen auf der Strecke bleiben.

Das aber ist für die unterfränkische Industrie-
region eine große Herausforderung. Schweinfurt 
ist nicht nur das Zentrum der deutschen Wälzla-
gerindustrie. Die Wirtschaft vor Ort arbeitet vor 
allem der Automobilbranche zu, und der eigene 
Pkw gilt den meisten noch immer als unverzicht-
bar. „Damit ist die Region von einem Produkt 
abhängig, das nicht nachhaltig ist“, sagt Merg-
ner. „Mit dem Leuchtturm-Projekt wollen wir 
ausloten, ob es auch Alternativen gibt.“

Völlig bei null müssen die Schweinfur-
ter hierfür nicht anfangen. Dass sich die Wirt-
schaft langsam wandeln kann, beweisen ortsan-
sässige Unternehmen wie die Firma Senertec, 
die kleine, hocheffiziente Blockheizkraftwerke 
baut, oder die Firma ZF, die Hybridantriebe für 
Autos fertigt. Das ist aber nur der Anfang eines 
sehr langwierigen Prozesses. IG Metall und 
BUND sind überzeugt: Erfolg kann nur haben, 
wer die Beschäftigten vor Ort mit ins Boot 
holt. Sie sind es nicht nur, die mit ihrer Sach-
kenntnis Ideen für nachhaltige, reparaturfähige 
Produkte und Lösungen zur Verbesserung der 
Energie- und Ressourceneffizienz entwickeln. 
Über die Betriebsräte stehen sie auch im ständi-
gen Austausch mit den Firmenleitungen vor Ort.

Und es sind die Beschäftigten, die am Ende 
klarkommen müssen mit Veränderungen und 
möglichen Strukturbrüchen. Ohne letztere wird 
es nicht gehen, ist sich die IG Metall Bayern 
sicher. „Wenn sich die Wirtschaft wandelt, 

kann es sein, dass wir mit den Arbeitsplätzen 
ins Gehege kommen. Es wird auch Verlierer 
geben in dem Prozess“, sagt IG-Metall-Vertrete-
rin Andrea Fehrmann. „Das müssen wir beglei-
ten und Lösungen finden.“ Wie die aussehen 
werden, ist allerdings noch offen. „Wichtig ist“, 
so Fehrmann, „dass wir überhaupt ins Gespräch 
kommen und die eingefahrenen Wege verlassen.“

Als erstes, „relativ unproblematisches Lern-
feld“ haben sich IG Metall und BUND das 

Thema Mitarbeitermobilität gesucht, erzählt 
Klaus Mertens, der bei der Firma ZF arbeitet 
und das Leuchtturmprojekt mit vorantreibt. Die 
bessere Abstimmung von Busfahrzeiten und 
Schichtzeiten ist nur der Anfang. Unter anderem 
sollen passende Carsharing-Angebote, Fahrrad-
stellplätze in den Betrieben, Umkleiden für die 
Radler und eine fahrradfreundliche Verkehrs-
planung den Weg für ein sozial-ökologisches 
Schweinfurt ebnen.

VON NEUEN BUSFAHRZEITEN  
ZUR GROSSEN TRANSFORMATION
Die Industrieregion Schweinfurt soll zeigen, wie die sozial-ökologische Transformation funktionieren kann.

T e x t :  E VA  M A H N K E
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Auf dem Weg zur Arbeit im Stau stehen schadet nicht nur der Umwelt, sondern raubt auch Zeit und Nerven.
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Frau Wirsching, die Syrienkrise, der Krieg in Afghanistan, der 
Bürgerkrieg in Somalia – haben die Wanderungsbewegungen in 
letzter Zeit zugenommen?

Sophia Wirsching: Schon seit Jahrzehnten liegt der Anteil der 
Migranten an der Weltbevölkerung konstant bei ungefähr drei 
Prozent. Wir reden von Migranten – oder Migrantinnen, denn die 
Hälfte von ihnen sind Frauen –, wenn sich die Menschen länger als 
ein Jahr nicht in ihrer Heimatregion aufhalten oder sich außerhalb 
ihrer Landesgrenzen befinden. Die absoluten Zahlen steigen aber, 
weil auch die Weltbevölkerung zunimmt. Durch die Krisen und 
Konflikte wächst die Zahl derjenigen, die vor Gewalt und Krieg 
in die Flucht gezwungen werden. 

Welche Rolle spielt der Klimawandel bei der Migration? 

Nichtregierungsorganisationen und Kirchen, mit denen wir 
zusammenarbeiten, bezeugen, dass aufgrund von Klimaände-
rungen ein Leben in den Heimatregionen oft nicht mehr möglich 
ist. Anpassung ist dann keine Option mehr, denn die Mittel, am 
Ort zu bleiben, fehlen, sind unerschwinglich oder es ist dauer-
haft zu gefährlich. 

Bei Extremwetterereignissen wie dem Wirbelsturm „Aila“ 
in Bangladesch oder dem Taifun „Haiyan“ auf den Philippinen 
werden Menschen sehr plötzlich entwurzelt, sie können aber oft 
auch mittelfristig zurückkehren. Das bezeichnen wir ebenso als 
Klimawandel-induzierte Migration wie zum Beispiel die Umsied-
lung von Bewohnern der Inselatolle im Pazifik, die durch den 
Meeresspiegelanstieg dem Untergang geweiht sind.

Wer ist besonders von den Auswirkungen des Klimawandels 
betroffen?

Der Klimawandel verstärkt bestehende Flucht- und Migrations-
gründe. Gerade verwundbare Bevölkerungsgruppen leiden beson-
ders unter Klimawandelveränderungen. Das sind die Ersten, die 
an Anpassungskapazität und Widerstandfähigkeit einbüßen und 
dann gezwungen sind zu gehen. Manche können aber gar nicht 

gehen, weil ihnen die Mittel dafür fehlen. Sie sind dann sozusa-
gen intern Vertriebene oder Flüchtlinge im eigenen Land. Sie sind 
viel unsichtbarer, vor allem für globale Statistiken.

Lässt sich abschätzen, wie groß die Zahl der Klimawandelflücht-
linge ist?

Nein, das geht nicht. Wir gehen davon aus, dass die Zahl der 
Menschen, die aufgrund von Klimaveränderungen migriert, teil-
weise deutlich zunehmen wird. Das ist aber von Region zu Region 
unterschiedlich. Selbst innerhalb von wenigen Kilometern gibt 
es zwischen Dörfern ganz unterschiedliche Anpassungskapazi-
täten, sei es, weil da eine Straße in der Nähe ist, oder weil da 
ein Bach fließt. Außerdem begreift sich ein Kleinbauer eher als 
Armutsflüchtling, wenn seine Tätigkeit als Bauer und dadurch die 
Einkommensquelle wegfällt.

Medien zeigen immer wieder Bilder von Booten voller Menschen, 
die von Afrika über das Mittelmeer nach Afrika kommen. 

Migration gibt es überall, vor allem innerhalb eines Kontinents. 
Die meiste Migration findet regional statt. Wir sehen zum Beispiel 
sehr starke Migrationsbewegungen innerhalb von Südostasien. 
Und allein innerhalb Chinas gibt es ähnlich viele Migranten, wie 
es international gibt. In Afrika und Lateinamerika gibt es auch 
einige migrantische Gebiete. Die bilden sich dort, wo Handelszo-
nen entstehen. Die Migration zwischen den Ländern Afrikas ist 
viel größer als die Zahl der Afrikaner, die nach Europa kommt. 
Auch wenn wir jetzt andere Bilder vor Augen haben, im Vergleich 
ist die Zahl wahnsinnig gering. Die meisten Flüchtlinge werden 
von afrikanischen Ländern aufgenommen.

Trotzdem herrscht dieses schiefe Bild hierzulande vor. Hat die 
Politik versagt? Und was muss sie tun?

Die Flüchtlings- und Migrationspolitik in der EU und in Deutsch-
land sind an vielen Stellen verbesserungswürdig. Die Bundes-
regierung hat festgestellt, dass sich der Klimawandel auf die 

Migration auswirken wird, aber dass er nicht allein Migration 
verursacht, sondern ein Faktor unter vielen ist. Das rechtfertigt 
aber nicht, dass die Bundesregierung – abgesehen davon, dass sie 
die Nansen-Initiative stützt – zum Thema Klimawandelmigration 
keine sichtbare Position bezieht. 

Es würde der Regierung nicht schlecht anstehen, wenn sie einen 
Schutz für vom Klimawandel betroffene Menschen bieten würde. 
Flüchtlinge kommen sowieso nur sehr schlecht nach Deutschland 
wegen der bereits bestehenden Dublin-Regularien auf europäi-
scher Ebene. Es ist ohnehin nicht zu erwarten, dass Deutschland 
viele Umwelt- oder Klimaflüchtlinge an seinen Grenzen aufneh-
men muss.

Was fordern Sie noch von der Bundesregierung? 

Das sind drei Punkte: Erstmal muss Deutschland anerkennen, dass 
seine hohen Treibhausgasemissionen zu schlechteren Lebensbe-
dingen im Süden beitragen. Deshalb müssen Deutschland und 
die anderen Industriestaaten ihre Emissionen deutlich senken. 
Im Dezember soll in Paris das internationale Klimaabkommen 
verabschiedet werden, in dem erstmals Pflichten für alle Staaten 
enthalten sein werden. Von der Qualität dieses Abkommens wird 
es wesentlich abhängen, ob eine Begrenzung der globalen Erwär-
mung noch möglich sein wird. 

Zweitens sollte sich die Bundesregierung noch stärker für die 
Anpassung an den Klimawandel engagieren und zugesagte Gelder 
und Know-how bereitstellen. Drittens – und das ist noch relativ 
neu – sollte die Bundesregierung auch die Schäden und Verluste 
in den Blick nehmen. Die Politik muss überlegen, wie sie mit den 
jetzt nicht mehr vermeidbaren Schäden durch den Klimawandel 
umgeht, wie Betroffene unterstützt und Menschenrechtsansprü-
che geltend gemacht werden können.

„ANPASSUNG IST OFT KEINE OPTION MEHR“
Drei Prozent der Weltbevölkerung sind auf der Flucht. Immer mehr Menschen verlassen ihre Heimat aufgrund von Klimaveränderungen und 
Extremwetterereignissen, berichtet Migrationsexpertin Sophia Wirsching von Brot für die Welt. Die weitaus meisten flüchten aber nicht nach Europa, 
sondern bleiben in ihrer Region. Offiziell werden sie immer noch „Armutsflüchtlinge“ genannt.

I n t e r v i e w :  S A N D R A  K I R C H N E R
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Sophia Wirsching, Referentin  
für Migration und Entwicklung bei der Orga-

nisation Brot für die Welt – Evangelischer 
Entwicklungsdienst in Berlin. 



Keine globale Mitsprache in Steuerfragen 
Die UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung endete Mitte Juli in der äthiopischen Haupt-
stadt Addis Abeba ohne den erhofften Durchbruch. Die Entwicklungsländer konnten sich mit 
ihrer Forderung nach einer UN-Agentur für Steuerfragen nicht durchsetzen. "Die reichen Län-
der wollen an einem System festhalten, wo Geld vom Süden nach Norden fließt und die Regeln 
in die andere Richtung", erklärte ein Beobachter. Die Industriestaaten erneuerten ihre Verspre-
chen, die Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu steigern und ab 2020 
jährlich 100 Milliarden Dollar für Klimaschutz und -anpassung in den bedürftigsten Ländern zu 
mobilisieren. Konkrete Pläne, wie das Geld zusammenkommen soll, legten sie aber nicht vor.

Forscher rufen postfossiles Zeitalter aus 
Einen dringenden Appell an die Politik haben über 2.000 Klimaforscher auf einer hochkarätig 
besetzten Konferenz Anfang Juli in Paris gerichtet. Sechs Monate vor dem Klimagipfel in der 
französischen Hauptstadt forderten sie die Entscheidungsträger auf, sich dem notwendigen histo-
rischen Bruch zu stellen. Vor allem müsse man "den Menschen sagen, dass das fossile Zeitalter 
endgültig vorbei ist", forderte Hans Joachim Schellnhuber, Chef des Potsdam-Institut für Klima-
folgenforschung. Nötig sei ein neuer "Sozialvertrag" für den Klimaschutz. Das Industriezeitalter 
habe keineswegs Wohlstand für alle gebracht. Der frühere Weltbank-Chefökonom Joseph Stiglitz 
sagte, statt freiwilliger Beiträge und Emissionshandel brauche die Welt eine CO2-Besteuerung.

Viele finden Umweltschutz ungerecht 
Immer weniger Deutschen ist der Umweltschutz ein dringendes Anliegen. Er zählt nur noch für 19 Prozent aller Befragten bei der 
diesjährigen Umweltbewusstseinsstudie zu den wichtigsten Problemen. Bei der letzten Befragung 2012 waren es noch 35 Prozent 
gewesen. Deutlich vor dem Schutz der Umwelt rangieren laut der Umfrage des Bundesumweltministeriums die soziale Sicherheit 
und die Wirtschafts- und Finanzpolitik. Fast jeder Dritte spricht sich sogar dafür aus, für mehr soziale Gerechtigkeit den Klima-
schutz einzuschränken. "Offenbar ist es bisher nicht gelungen, die Synergien zwischen Umwelt- und Sozialpolitik deutlich zu ma-
chen", kommentierte Ministerin Barbara Hendricks (SPD) das Ergebnis. 

"Dasselbe in Grün" funktioniert nicht 
Klimaaktivisten haben Umwelt- und soziale Bewegungen in Deutschland aufgefordert, gemeinsam neue Wege zu gehen und vonei-
nander zu lernen. Was sich heute Umweltschutz nenne, sei oft weder ökologisch noch sozial, sagte die Aktivistin Dorothee Häußer-
mann dem Magazin klimaretter.info. "Wir verlieren wesentliche Dinge aus dem Blick: grundsätzliche Ursachen für den steigenden 
Ressourcenverbrauch, Wachstumszwänge, Machtverhältnisse, Fragen sozialer Gerechtigkeit." Ähnlich äußerte sich Greenpeace-
Politikchef Stefan Krug. Er warnte vor einer "Green Economy, die uns dasselbe auf Übernutzung ausgerichtete Wirtschaften und 
Konsumieren verspricht, nur mit unendlich viel grüner Energie". 
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KINDERSTERBLICHKEITin % pro 1.000 Menschen(Quelle: UNICEF 2014)

Die Säuglingssterblichkeitspiegelt die wirtschaftlichen undsozialen Bedingungen vonMüttern und Neugeborenen, das
soziale Umfeld, den Lebensstil

sowie die Qualität der Gesund-heitssysteme wider.Derzeit ist z.B. in Griechenlandzu beobachten, wie sehrfunktionierende Gesundheits-
systeme und Säuglingssterblich-
keit korrelieren: Seit Beginn der

Wirtschaftskrise ist die Säug-lingssterblichkeit entgegendem internationalen Trend dortum 40 % gestiegen.

TEENAGER-SCHWANGERSCHAFTEN
Mütter im Alter von 15-19 Jahren pro 1000 Geburten

(Quelle: Weltbank)Teenagerschwangerschaften gelten in vielen entwickelten Ländern als  

soziales Problem, denn zwischen Armut und Minderjährigen-Mutterschaft 

besteht ein ausgeprägter Zusammenhang. Schlecht gebildete Frauen sind 

stärker gefährdet, minderjährig Mutter zu werden. 

ÜBERGEWICHT DER BEVÖLKERUNG
in % bei über 15-jährigen Frauen(Quelle: OECD World Factbook 2014)

Fettleibigkeit hat in den vergangenen zehn Jahren in allen OECD-Ländern 

zugenommen. Dabei zeigt sich in vielen Ländern, dass Fettleibigkeit unter 

benachteiligten sozioökonomischen Gruppen, besonders bei Frauen, stärker 

verbreitet ist. Ferner besteht ein Zusammenhang zwischen dem Bildungs-

grad und der Fettleibigkeit, wobei gebildetere Personen niedrigere Raten 
aufweisen. 

VERKEHRSTOTEpro 1.000.0000 Menschen(Quelle: OECD 2013)

Besonders in Gesellschaf-ten mit hohem Konkur-renzdruck hat die Zahlder SUVs stark zugenom-men. Deren Halter fahrendeutlich riskanter undverursachen schwerereVerletzungen.

GEFÄNGNISINSASSENpro 100.000 Menschen(Quelle: ICPS 2015)

Die meisten Gefangenenweltweit leben in US-Ge-fängnissen – und zwar inabsoluten wie in relativenZahlen. Dabei ist die Haftnicht nur teuer, sondernauch ineffektiv für diemeisten Häftlinge.

WAHLBETEILIGUNGin Prozent
(Quelle: OECDSociety at a glance 2011)

Die Beteiligung an Wahlengilt als ein wichtiger Indika-tor für das Funktionierenvon Demokratien. Wahlmü-digkeit kann dabei verschie-dene Ursachen haben, ge-fährdet jedoch dieDemokratie.

ARMUTSRATEProzent der Bevölkerung,mit weniger als 50 % desmittleren Einkommens(Quelle: OECD Society at a glance 2014)
Die Sicherung eines an-nehmbaren Lebensstan-dards und Verhinderungvon Armut ist eines derHauptziele der Sozialpoli-tik. Trotzdem stiegen zwi-schen Mitte der 1990er Jah-re und Ende der 2010erJahre die Armutsquoten in17 von 20 OECD-Ländern.

GLOBALER FRIEDENS-INDEX(Quelle: GPI 2015)Der Globale Friedensindex ist der Versuch, die Friedfertigkeit von Nationen

zu vergleichen. Er beinhaltet verschiedene Indikatoren wie interne und ex-

terne Konflikte, verursachte Tote usw.

ÖKOLOGISCHER FUSSABDRUCKund Biokapazität in ha(Quelle: Global Footprint Network 2011)Der Ökologische Fußabdruck misst die Fläche, die ein Land für die

Bereitstellung von Ernährung, Konsum, Mobilität, Energiebedarf etc.

verbraucht. Die Biokapazität stellt dar, wie viel Fläche ein Land zur

Produktion dieser Güter zur Verfügung hat. Ist der Fußabdruck größer

als die Biokapazität, also die Summe negativ, macht ein Land
ökologische Schulden.

VERTRAUEN IN ANDERE (IN %)(Quelle: OECD Society at a glance 2011)Das Vertrauen in die Mitmenschen und in staatliche

Institutionen sind wichtige Anzeiger für einen gelunge-

nen gesellschaftlichen Zusammenhalt.

SICH SICHER FÜHLEN,wenn man nachts alleineunterwegs ist (in %)(Quelle: OECD Society at a glance 2014)
Sicherheit und Kriminali-tätsraten sind einwichtiger Indikator dafür,wie frei und unbeschwertsich Menschen in einerGesellschaft bewegen. Einhohes Sicherheitsgefühlfördert Offenheit,soziale Kontakte undZusammenhalt.

GESAMTRANKINGder Länder
Gerechtigkeitsranking der Länder basierend

auf allen aufgeführten Daten zur Umwelt- und
Lebensqualität.

ARBEITSSTUNDEN(Quelle: OECD World Factbook 2014)
Volkswirtschaftlich betrachtetsteigt mit der Arbeitszeit dasBruttosozialprodukt. Auf indi-vidueller Ebene ist die Motiva-tion anders: Je ungerechterEinkommen verteilt sind, destomehr arbeiten die Menschen,um sich einen höheren Sozial-status erkaufen zu können.

ANGST, NICHT AUSREICHEND LEBENSMITEL
KAUFEN ZU KÖNNEN (%)(Quelle: OECD Society at a glance 2014)

Die Zahl der Menschen, die auch in reichen Ländern Angst haben, nicht

ausreichend Lebensmittel kaufen zu können, nimmt zu. – Gleichzeitig

steigt die Zahl der Milliardäre.

Reichtum von Milliardärenin Mrd. Dollar

Zahl der Milliardärein der Welt
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MORDRATEMorde pro 100.000 Menschen(Quelle: OECD 2015)

Den Vereinten Nationen zufolge
verlieren auf der Welt jährlich fast

eine halbe Million Menschen durch
vorsätzliche Tötung ihr Leben, Kriegenicht mitgerechnet.

LEBENSERWARTUNG in Jahren(Quelle: Weltbank)

Die Lebenserwartung stieg in den OECD-Ländern in den letzten Jahren weiter an. Doch auch in Deutschland 

gilt: Je schlechter das Einkommen, desto stärker die Belastung mit Umweltgiften – und desto geringer die 

Lebenserwartung.

Menschen mit geringem Einkommen leben häufig in Wohnbezirken, die wenige Grünflächen aufweisen.Destatis 1998

Kinder von Eltern mit  geringem Einkommen haben die  vergleichsweise höchsten Bleigehalte im Blut.Becker et al. 2007

Kinder von 
Eltern mit 
geringem  Einkommen sind den vergleichsweise  höchsten Nikotin-belastungen ausgesetzt.

Schulz et al. 2007

Je niedriger der  Bildungsgrad, desto dichter liegt der Wohnort an  verkehrsintensiven Straßen.
Swart/Hoffmann 2004

Kinder in  naturfernen Wohnge-bieten sehen mehr fern,  spielen mehr Computer und sind weniger aktiv.Heyn et al. 2010

Kinder, die nur einge-schränkt Zugang zu einer natur-
nahen Umgebung haben, sind deutlich unaufmerksamer.Velarde et al. 2007

WELTBANK-UNGLEICHHEITSRANKINGGini-Index
(Quelle: Weltbank)Hohe Einkommensungleichheiten zeigen eine Vergeudung menschlicher 

Ressourcen durch Erwerbslosigkeit und Niedriglohnjobs. Betrachtet man 

zudem das Verhältnis zwischen Nationaleinkommen und privatem Ver-

mögen, erleben wir derzeit einen Rückfall in feudalistische Verhältnisse: 

Die Oberklasse lebt von ihrem Vermögen, während der Rest arbeitet.
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GERECHTIGKEIT IST BESSER 
FÜR ALLE          M O V U M  AU S G A B E  7  " G E R E C H T I G K E I T " ,  W W W. M O V U M . I N F O

K o n z e p t i o n :  K A I  N I E B E R T 
U m s e t z u n g :  K A L I S C H D E S I G N . D E

2009 schrieben die Sozialmediziner Richard Wilkinson 

und Kate Pickett mit ihrer Studie "Gleichheit ist Glück" 

Schlagzeilen. Sie zeigten, dass Ungerechtigkeit und Un-

gleichheit direkt zu ungesünderen und unsozialeren 

Gesellschaften führen. Sechs Jahre später haben wir 

die Daten aktualisiert, ergänzt und auf OECD-Staaten 

zugeschnitten. Das Ergebnis: Je ungerechter die Ein-

kommen verteilt sind, desto schlechter die Lebens- und 

Umweltqualität. Kurz: Gerechtigkeit ist besser für alle. 
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Gerechtigkeit
THEORIE: 

SOZIALE UND ÖKOLOGISCHE  
GERECHTIGKEIT GEHÖREN ZUSAMMEN 

Von Frank Bsirske

DREIMAL GERECHTIGKEIT 
Von Claus Leggewie

PRAXIS:
EINFACH EINSTEIGEN – UND LOS 

Von Joachim Wille

WENIGER ANREIZE FÜR FOSSILE ENERGIEN
Interview mit Jürgen Trittin

GRAFIK:  
GERECHTIGKEIT IST BESSER FÜR ALLE
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